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Wir dürfen die Lehren der 
Geschichte nicht vergessen 

Bundeskanzler Helmut Kohl zum 
Gedenken an den 17. Juni 1953 

y1*117. Juni hat sich zum 45. Mal der Tag des 
^'ksaufstandes in der DDR gejährt. Wir geden- 

11 jener tapferen Männer und Frauen, die da- 
gJu   8egen Willkür und Unterdrückung aufbe- 
j^ften. Die Menschen wollten schon damals 
jj n'8keit und Recht und Freiheit. Aber das SED- 
$ow-m-e hat diesen Protest m't Unterstützung von 
1^. Mischen Panzern brutal niedergeschlagen, 
d^t wenige verloren dabei ihr Leben. Wir wer- 

n dies niemals vergessen. 
.^Vermächtnis des 17. Juni 1953 hat sich im No- 

mber 1989 erfüllt: Die Bürgerinnen und Bürger in 
Ve 

Wir sind den Opfern die strikte 
Einhaltung des demokratischen 
Grundkonsenses schuldig. 

jer 

fy^rnaligen DDR erzwangen von der SED die 
j^ Un8 der unmenschlichen Grenze, die unser Land 
v'elep ntelan& 8eleih und die unendliches Leid über 
$er /Lilien gebracht hatte. Unser Respekt und un- 
^Ut"   Un'<r)arkeit gelten all denjenigen, die mit ihrem 
%p*en un(* cnlschlossenen Einsatz zur Überwin- 
^be V°n ^n^'heit und Unterdrückung beigetragen 
\* f"..^er Ruf „Wir sind ein Volk" bereitete den 

s rür die Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990. 
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Kurz & gut 

Inflationsrate 
zurückgegangen 
Trotz der Mehrwertsteu- 
ererhöhungam I.April 
ist die Inflationsrate leicht 
zurückgegangen. Der 
Anstieg der Lebenshal- 
tungskosten flachte ge- 
genüber April um 0,1 
auf 1,3 Prozent ab. Im 
Mai 1997 hatte die Infla- 
tionsrate noch bei 
1,5 Prozent gelegen. 

Zuwachs bei den 
Berufsschülern 

Nach vorläufigen Ergeb- 
nissen des Statistischen 
Bundesamts besuchten 
im Schuljahr 1996/97 
rund 2.5 Millionen Schü- 
lerinnen und Schüler be- 
rufliche Schulen. Das sind 
2,4 Prozent oder 60.400 
mehr als im Schuljahr da- 
vor. In den neuen Län- 
dern lag die Zuwachsrate 
mit 4,4 Prozent (+20.300) 
über derjenigen in den 
alten Bundesländern 
(zwei Prozent = 40.100). 

Wohngeld 
senkt die Miet- 

belastung 
Knapp 2,1 Millionen 
Menschen erhalten in 
den alten Bundesländern 
Wohngeld. In den neuen 
Bundesländern sind es 
628.000. Das Wohngeld 
senkt die Mietbelastung 
im Westen von 38,1 auf 
29,5 Prozent des verfüg- 
baren Einkommens, 
im Osten von 36,7 auf 
23 Prozent. 

Bausparen: 
Baden-Württem- 

berg und 
Bayern vorn 

Mit einer bei den 21 priva- 
ten Bausparkassen neu ab- 
geschlossenen Bauspar- 
summe von 1.676 DM je 
Einwohner liegen die Bau- 
sparer von Baden-Württem- 
berg vor den bayerischen, 
die es auf eine durchschnitt- 
liche Summe von 1.565 DM 
bringen. Bereits an sech- 
ster Stelle und damit 
über dem Bundesdurch- 
schnitt liegt Thüringen mit 
1.299 DM als erstes ost- 
deutsches Bundesland. 

Technologieskepsis der Linken 
Die "größte In- didat Schröder- hülsen zu ver- 

vestitionsbrem- wie dieser Ta- bergen. Der 

se in Deutsch- ge auf dem Köl- schlichte Sach- 

land" hat CDU- ner Medienfo- verhalt: Es war 

Generalsekretär rum - versucht, die SPD, die alle 

Peter Hintzedie die Innovations- wesentlichen 

SPD genannt. feindlichkeit sei- Entwicklungen 

Daran ändere nes rot-grunen z.B. im Bereich 

Bündnisses hin- der neuen Me- 

wenn SPD-Kan- ter vielen Won- dien aufgehal- 

ten und verzö- 
gert hat. Die 
Folge davon: 
Die Technolo- 
gieskepsis der 
Linken kostet 
indenSPD-re- 
gierten Ländern 
Arbeitsplätze. 
Peter Hintze: 

"In Schröders 
Niedersachsen 

herrscht eine 
doppelt so ho- 
he Jugendar- 
beitslosigkeit 
wie im innova- 
tionsfreund- 
lichen Baden- 
Württemberg." 

DAS WICHTIGSTE I |\|R( 

DER WOCHE 
AUF EINER SEITE 

"Kein Politiker ist geeigneter als er, 
Deutschland in das neue Jahrhun- 
dert und in eine gesicherte Zukunft 
im Frieden mit unseren Nachbarn 

zu führen." 

Bernhard Vogel zu „25 Jah'e 

    CDU- Vorsitzender Helmut Kohl 

Bundeskanzler Helmut Kohl: Wir dürfen 
die Lehren der Geschichte nicht vergessen 

Am 17. Juni hat sich zum 45. Mal der Tag des 
Volksaufstandes in der DDR gejährt. Wir geden- 
ken jener tapferen Männer und Frauen, die da- 
mals gegen Willkür und Unterdrückung aufbe- 
gehrten. Die Menschen wollten schon damals 
Einigkeit und Recht und Freiheit. Aber das SED- 
Regime hat diesen Protest mit Unterstützung 
von sowjetischen Panzern brutal niedergeschla- 
gen. Nicht wenige verloren dabei ihr Leben. 
Wir werden dies niemals vergessen. 

Das Vermächtnis des 17. Juni 1953 hat sich im No- 
vember 1989 erfüllt: Die Bürgerinnen und Bürger 
in der damaligen DDR erzwangen von der SED die 
Öffnung der unmenschlichen Grenze, die unser 
Land jahrzehntelang geteilt und die unendliches 
Leid über viele Familien gebracht hatte. 

Unser Respekt und unsere Dankbarkeit gelten all 
denjenigen, die mit ihrem mutigen und entschlos- 
senen Einsatz zur Überwindung von Unfreiheit 
und Unterdrückung beigetragen haben. Der Ruf 
"Wir sind ein Volk" bereitete den Weg für die 
Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990. 

150 Jahre nach dem Zusammentritt der erste"1 

deutschen Nationalversammlung ist uns der 
Jahrestag des 17. Juni 1953 eine besondere 
Mahnung, die fundamentale Bedeutung voriB 
nigkeit und Recht und Freiheit für unser wiede 
vereinigtes Vaterland herauszustellen. Alle De' 
mokraten sind aufgerufen, unsere freiheitlich 
demokratische Grundordnung jeden Tag aufs 

Neue zu sichern. 

Wir sind den Opfern die strikte 
Einhaltung des demokratische^ 
Grundkonsenses schuldig. 

Insbesondere müssen wir entschieden allen 
T# 

\ffii 
denzen entgegentreten, daß Radikale wieder 
tischen Einfluß in unserem Land gewinnen, 
dürfen nie die Lehren der Geschichte verges 
daß Radikale - egal, ob von rechts oder von « ^ 
nur Unglück über unser Volk gebracht haben-   r 

strikte Einhaltung des demokratischen Grün ^ 
senses sind wir nicht zuletzt auch den Opfer 
Diktaturen in Deutschland schuldig. 

Stimmungswandel 
Die europäische Wäh- in Paris veröffentlich- 

rungsunion wird im- ten Umfrage zufol- 

mer beliebter. Die ge äußerten im Mai 

endgültige Entschei- 56 Prozent der Deut- 

dung über die Teil- schen eine positive 

nehmerländer hat in Einstellung zum EU- 

Deutschland einen RO. Im März waren 

grundlegenden Wan- es nur 34 Prozent, die 

del der Einstellung der neuen Währung 

gegenüber dem EU- eine gute Seite ab- 

RO ausgelöst. Einer gewinnen konnten. 

Leichter Aufwärtstrend 
Nach Einschätzung 
von Generalsekretär 

Peter Hintze hat die 
CDU erreicht, daß sich 
in der Bevölkerung 
ein Stimmungsum- 
schwung vollzieht. 
Jüngste Umfragezah- 
len des Allensbach- 
Instituts zeigen, daß 
nur noch 27 Prozent 

der Deutschen der 
SPD in entscheide 
den Fragen eine" 
here Losungskc-mP 
tenz zuschreiben ^ 

der Koalition. Gl<"   , 

zeitig sind 76 Pr"'e 

der Meinung, daß 

der Ausgang der 
Bundestagwahie   . 

noch völlig offen ". 
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0rtsetzung von Seite 1 

JO Jahre nach dem Zusammentritt der er- 
eri deutschen Nationalversammlung ist 

?s der Jahrestag des 17. Juni 1953 eine 
sondere Mahnung, die fundamentale 

pedeutung von Einigkeit und Recht und 
• eineit für unser wiedervereinigtes Vater- 
$
and herauszustellen. Alle Demokraten 

,nd aufgerufen, unsere freiheitlich demo- 
. tische Grundordnung jeden Tag aufs 
Neue zu sichern. 

• besondere müssen wir entschieden al- 
,n Tendenzen entgegentreten, daß Radi- 
r^
e nieder politischen Einfluß in unse- 

• ^ Land gewinnen. Wir dürfen nie die 
b "Ten der Geschichte vergessen, daß 
litiu        ~ e§a^' 0D von recrits oder von 
. Ks - nur Unglück über unser Volk ge- 
j cht haben. Die strikte Einhaltung des 
j.^°kratischen Grundkonsenses sind wir 
re

cl11 zuletzt auch den Opfern der Diktatu- 
n Jn Deutschland schuldig. 

o'fgang Schäuble: Wachsam 
^ gegen die Verharmloser 
'erzig Jahre hat es gedauert, bis die 
°»nmunistische Diktatur wie ein Kar- 
tthaus einstürzte. Es waren vier Jahr- 

k "nte bitterer Unterdrückung, innerer 
..Migration, Rückzug in die Nischen, 

li V*as Spinnennetz des Systems übrig 

fes »ypier des so oft ohnmächtigen Kamp- 
v    ür Freiheit und Einheit dürfen nicht 
^ §essen werden. Die Schicksale der 
deri 

Schen, die selbst aus nichtigen Grün- 
*V    P0"^550"6 Gefangene in den Ge- 
der |"l,SSen landeten, müssen immer wie- 
6sin nhnung sein für a,le Deutscnen' daß 

^Kf    utscnland n»e wieder eine Herr- 
en ft        Unrechts geben darf, nie wieder 
^n §ime' das allein auf der Macht der 
^ette gründet. 

h ^,as auch in der Öffentlichkeit bewußt 
Übe,. dlen' hat der Deutscne Bundestag 

aen Abschlußbericht der Enquete- 

Kommission „Überwindung der Folgen 
der SED-Diktatur im Prozeß der deut- 
schen Einheit" debattiert. 
Es geht darum, den Opfern - wenn mög- 
lich - Gerechtigkeit, mindestens aber Ge- 
nugtuung dadurch widerfahren zu lassen, 
daß wir ihrer Schicksale gedenken und 
daraus Lehren ziehen. Und es geht nicht 
minder darum, den vielen Verharmlosern, 
Schönrednern und Vergangenheitsverklä- 
rern, den alten wie den neuen Rattenfän- 
gern mit nicht nachlassender Entschieden- 
heit entgegenzutreten. 

Generalsekretär Peter Hintze: 
Die PDS verhöhnt die Opfer 

Der Aufstand und seine blutige Nie- 
derschlagung wurde zum Symbol des 
Kampfes gegen die SED-Diktatur wie 
für die Einheit unseres Vaterlandes. 

Auch heute noch mischt sich in unsere 
Freude über die errungene Wiedervereini- 
gung Deutschlands die Trauer über die 
Opfer des Widerstandes. Ihr Schicksal ist 
uns Vermächtnis und Auftrag zugleich. 
Wir haben die Pflicht, dafür zu sorgen, 
daß in Deutschland nie wieder eine Herr- 
schaft des Unrechts errichtet werden kann. 
Die PDS als SED-Fortsetzungspartei be- 
schönigt das Unrecht, das den Menschen 
durch die Kommunisten jahrzehntelang 
angetan wurde. Sie leugnet den Unrechts- 
charakter der DDR und verhöhnt damit 
deren Opfer. Traurig ist, daß auch SPD- 
Ministerpräsident Höppner den Unrecht- 
scharakter der DDR auf unerträgliche 
Weise verharmlost, ohne daß ihm irgend- 
ein SPD-Repräsentant von Rang und Na- 
men widerspricht. 

Ich fordere die SPD auf, ihren Weg in eine 
andere Republik, den sie durch ihre Hin- 
wendung zu einer radikalen Partei wie der 
PDS eingeschlagen hat, zu verlassen und 
sich erneut zu den demokratischen Grund- 
überzeugungen zu bekennen, die die Mütter 
und Väter des Grundgesetzes leiteten.      • 
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Ergebnisse des EU-Gipfels in Cardiff 

Helmut Kohl kämpft für Bürgernähe 
und gerechte Haushaltsbeiträge 

Am 15. und 16. Juni trafen sich die 
15 Staats- und Regierungschefs der 
Europäischen Union zum Abschluß der 
britischen Ratspräsidentschaft zu ihrem 
regulären Gipfel in der walisischen 
Hauptstadt Cardiff. Auf ihrer Tagesord- 
nung stand ein umfangreiches Arbeits- 
programm. Wichtige Grundsatzentschei- 
dungen über die Gestalt der Europäi- 
schen Union im 21. Jahrhundert, die im 
nächsten Jahr unter deutschem Ratsvor- 
sitz anstehen, wurden vorbereitet. Im 
einzelnen: 

• Bürgernähe und institutionelle 

Reformen 

Nach der Verabschiedung des Amsterda- 
mer Vertrags, des Grundsatzbeschlusses 
zur Einführung des Euro und nach Einlei- 
tung der Beitrittsverhandlungen mit den 
Staaten Mittel- und Osteuropas machte 
der EU-Gipfel eine „sehr gute Zwischen- 
bilanz" über den bisherigen europäischen 
Integrationsprozeß. Im Hinblick auf den 
weiteren Kurs der europäischen Einigung 
müsse man jedoch noch mehr auf Bür- 
gernähe, föderalen Aufbau der EU und 
Effizienz achten. Bundeskanzler Helmut 
Kohl und der französische Präsident 
Jacques Chirac machten hierfür folgende 
Vorschläge: 

Ziel der europäischen Einigung darf 
nicht ein zentralistischer Staat, sondern 
muß eine starke, handlungsfähige Euro- 
päische Union sein, die die Vielfalt der 
politischen, kulturellen und regionalen 

Traditionen und Besonderheiten Europa 
bewahrt. Dafür müssen die Entscheidun- 
gen gemäß dem Subsidiaritätsprinzip 
möglichst bürgernah getroffen werden. 
Die Entscheidungsabläufe müssen für 
den Bürger klar nachvollziehbar und 
durchschaubar (transparent) sein. Örtli- 
che, regionale und nationale Besonder- 
heiten müssen berücksichtigt werden. £s 

muß zu einer klaren Kompetenzabgren- 
zung zwischen der Europäischen Union 
und ihren Mitgliedstaaten kommen. 
Bürokratie und Überreglementierungen 
müssen vermieden und, wo bereits vor- 
handen, wieder abgebaut werden. 

Ein Sondergipfel Mitte Oktober 1998 in 
Wien soll entsprechende Leitlinien fes[lß' 
gen. Hierauf werden dann von persönli- 
chen Beauftragten der Staats- und Regie' 
rungschefs konkrete Vorschläge zur Vef 
abschiedung durch den EU-Gipfel im De 

zember 1998 in Wien erarbeitet. Ferner 
wurde beschlossen, daß die noch für diß 

EU-Osterweiterung notwendigen instit^' 
tionellen Reformen (weitere Mehrheits* 
Stimmungen im Ministerrat, Neugewic'V 
tung der Stimmen im Ministerrat, Zus*J 
mensetzung der Europäischen Komrms 

on) rechtzeitig vor den ersten Beitritten 
von Staaten Mittel- und Osteuropas \&' 
schlossen werden müssen. 

• Gerechte Haushaltsbeiträge 

Bis zu einem Sondergipfel Ende März 
unter deutschem Ratsvorsitz und dann1 
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echtzeitig vor den nächsten Europawah- 
enaml3. Juni  1999 soll die Finanzie- 
^>g der EU für den Zeitraum 2000 bis 
^6 beschlossen werden. Bei der Finan- 
•erung der EU geht es vor allem um eine 
egrenzung der Nettozahlungen an die 
U aller überproportional betroffenen EU- 

^ Gliedstaaten (vor allem Deutschland, 
sterreich, Niederlande und Schweden) 

j..' 0,4 Prozent des Bruttosozialprodukts. 
. le Europäische Kommission wird dazu 
1,1 Oktober 1998 einen Eigenmittelbericht 
orlegen. Bundeskanzler Helmut Kohl hat 

, ^gestellt, daß er in dieser Frage nicht 
, ^Promißbereit sein werde. „Das abso- 
. e Ende der Fahnenstange sei erreicht." 

K ' die Dauer sei die hohe Belastung 
, utschlands, das zur Zeit mit etwa 21 
garden DM rund 60 Prozent des Net- 

beitrags des EU-Haushalts leistet, nicht 
^erantworten, sagte der Bundeskanzler. 

j! as ich nicht verantworten kann, das 
ache ich auch nicht." 

. Arbeitsplan zur Ausarbeitung 
~er Reform wichtiger 
^einschaftspolitiken 
^benf 
IQQ beim Sondergipfel Ende März 
oj y soll die Reform der Agrar- und Re- 
A   a'politik beschlossen werden. Bei der 
|Srarreform geht es um die dauerhafte 
(k   Urrenz- und Lebensfähigkeit der 
üCL 

Scnen und europäischen Landwirt- 
stä u  Unc* ^e' ^er Regionalpolitik um eine 
Mit fFe ^'tsPracne der Regionen und 
^öM      

staaten t>ei der Verwendung der 
«OH      .itteI- Bis zum EU"GiPfel in Wien 

%; Innen- und Justizminister einen 
(I^°nsPlan vorlegen, wie das im Amster- 
v0h f

r   ertrag genannte Ziel, innerhalb 
(ler <>Unf Jahren einen „Raum der Freiheit, 
eH    1Cnerr»eit und des Rechts" aufzubau- 

erwirklicht werden kann. 

• Beschäftigungs- und 
Wachstumspolitik 

Der Gipfel von Cardiff hat die nationalen 
Beschäftigungsprogramme besprochen, die 
die EU-Mitgliedstaaten vorgelegt haben. 
Insbesondere wurde über weitere Struktur- 
reformen zur Förderung des Unternehmer- 
geistes, der Wettbewerbsfähigkeit, des 
Wachstums und der Beschäftigung ge- 
sprochen. Beim nächsten regulären EU- 
Gipfel in Wien werden die Staats- und Re- 
gierungschefs die Erfolge der nationalen 
Beschäftigungsprogramme bewerten und 
Empfehlungen an die EU-Mitgliedstaaten 
richten, die die Zielvorgaben der beschäfti- 
gungspolitischen Leitlinien der EU nicht 
erfüllt haben. Die Bundesregierung hat be- 
reits heute die Leitlinien vollständig umge- 
setzt. Deutschland hat sich in der EU im 
Hinblick auf Wachstum und Inflation wie- 
der in die wirtschaftliche Spitzengruppe 
hochgearbeitet. Der Rückgang der Zahl der 
Arbeitslosen in Deutschland um über 
400 000 in den letzten beiden Monaten 
trotz der SPD-Blockade im Bundesrat ge- 
gen die Große Steuerreform macht den 
Durchbruch auf dem Arbeitsmarkt deutlich. 

• Außenpolitische Probleme und 
Finanzkrise in Asien 

Die EU-Außenminister besprachen die 
Krise im Kosovo, den Krieg zwischen 
Äthiopien und Eritrea, den Friedensprozeß 
im Nahen Osten, die Folgen der Atomwaf- 
fenversuche in Indien und Pakistan, die 
Beziehungen der EU zur Türkei sowie die 
Lage in Indonesien. Die Staats- und Re- 
gierungschefs sprachen mit Präsident 
Nelson Mandela über die aktuelle Situati- 
on in Südafrika. Die EU-Finanzminister 
erörterten die Finanzkrise in Asien nach 
dem weiteren Kursrückgang des japani- 
schen Yen und die möglichen Folgen für 
Europa und die Weltwirtschaft. • 
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Deutsche Wirtschaft erteilt Absage 
an rot-grüne Wirtschaftspolitik 

Zum Perspektivkonzept „Für ein at- 
traktives Deutschland in einem weltof- 
fenen Europa" des Bundesverbandes 
der Deutschen Industrie erklärte der 
wirtschaftspolitische Sprecher des Bun- 
desvorstandes, Bundesverkehrminister 
Matthias Wissmann: 
Das unter Federführung des BDI von 
führenden Spitzenpersönlichkeiten aus 
Wissenschaft, Medien und Industrie erar- 
beitete Perspektivkonzept ist eine ein- 
drucksvolle Bestätigung des wirtschafts- 
und finanzpolitischen Wachtstumskurses 
der Union sowie ein „Paukenschlag" ge- 
gen den perspektivlosen, arbeitsplatzver- 
nichtenden Kurs rot-grüner Wirtschaftspo- 
litik. Der Versuch von Schröder, die deut- 
sche Wirtschaft mit einem „Schmusekurs" 
ohne ein substantielles zukunftsweisendes 
Wirtschaftskonzept zu umarmen, ist offen- 
sichtlich gescheitert. 
Die wirtschaftspolitischen Reformvorstel- 
lungen des BDI zur Sicherung des Wirt- 
schaftsstandortes Deutschland und zur 
Schaffung neuer, wettbewerbsfähiger Ar- 
beitsplätze sind nahezu deckungsgleich 
mit dem Zukunftsprogramm der CDU: 
Entlastung der Bürger und Unternehmen 
durch die große Steuerreform, Senkung 
der Lohnnebenkosten, Fexibilisierung des 
Arbeitsmarkts, stärkere Ausrichtung der 
Arbeitslosen- und Sozialhilfe auf Wieder- 
eingliederung in den Arbeitsprozeß sowie 
die Beschränkung des Staates auf seine ei- 
gentlichen Kernaufgaben, um nur die 
wichtigsten Bereiche zu nennen. 
Zu Recht weist der BDI auch auf das Er- 
fordernis von mehr öffentlichen und priva- 
ten Investitionen in Infrastruktur und neue 
Technologien hin. Moderne Verkehrswege 
sind für den Wirtschaftsstandort Deutsch- 

land unverzichtbar. Mit dem Einsatz von 
einer Milliarde DM allein für Verkehrs^' 
geinvestitionen schaffen und sichern wir 
direkt und indirekt in der Bauwirtschaft 
und den vor- und nachgelagerten Bran- 
chen ca. 12500 Arbeitsplätze. Hinzu kofl1' 
men - je nach Art der Investition - weitet 
500 bis 3 500 Arbeitsplätze, die dadurch 
entstehen, daß die Investitionsbedingun- 
gen für Unternehmen überall dort, wo v$ 
in die Verkehrinfastruktur investieren, 
deutlich verbessert werden. 

Dazwischen liegen Welten 

Zwischen dem BDI-Perspektivkonzept 
und den Wahlpogrammen von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen liegen Welten. 
Deutlicher hätte die Abfuhr der deutsch^1 

Wirtschaft gegenüber den konfusen Wirt' 
Schaftsvorstellungen von Rot-Grün nicht ^ 
ausfallen können: Während Wirtschaftun 

die Union die Zukunft des Standortes 
Deutschland mit weitreichenden Refor- 
men sichern wollen, rudert die SPD 
zurück: Rücknahme der Neuregelungen 
bei der Entgeltfortzahung im Krankheit 
fall und beim Kündigungsschutz, Rück- 
nahme der Rentenreform, Wiederein- 
führung der Vermögenssteuer, Einführt ' 
einer Ausbildungsplatzausgabe. Währe11 

die Wirtschaft zu Recht im Rahmen der 
großen Steuerreform eine Nettoentlasti"' 
von Bürgern und Unternehmen fordert, 
sieht das SPD-Wahlprogramm eine Ne£l 

belastung der Wirtschaft in zweistellig 
Milliardenhöhe vor. Insgesamt weist da 

SPD-Wahlpogramm eine Finanzierung 
lücke von mindestens 90 Millarden V•. 
bei Bund, Ländern, Gemeinden und $° f 
alversicherungen auf. 
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Der Modernisierungskurs der 
Bundesregierung trägt Früchte 

*J den Arbeitsmarktdaten für Mai 
y98 erklärte der wirtschaftspolitische 

frecher des CDU-Bundesvorstandes, 
Bundesminister Matthias Wissmann: 

le Zahl der Arbeitslosen ist im Mai ge- 
j^nüber dem Vormonat erneut deutlich um 

Der 220000 Personen zurückgegangen. 
,es ist mit Abstand die stärkste Vermin- 

^rung zwischen April und Mai seit der 
, ledervereinigung. Damit ist die Arbeits- 
amkeit erstmals seit Sommer 1995 für 
*anz Deutschland gegenüber dem Vorjahr 
räftig gesunken. Die Arbeitslosenquote 

Di 
e§t jetzt bei 10,9%. 
Ie Entwicklung am Arbeitsmarkt gibt in 

jpiz Deutschland jetzt Anlaß zur Zuver- 
,cht. Der Modernisierungskurs der Bun- 
esregierung und die Restrukturierungs- 
strengungen der Wirtschaft tragen jetzt 

m Arbeitsmarkt Früchte. 

r .Westdeutschland ist der Durchbruch er- 
?w°     ^'er san^en die Arbeitslosenzahlen 
.'sehen Ende April und Ende Mai um rd. 
v 

7 0()0. Damit ist innerhalb der letzten 
J~r Monate die Zahl der Arbeitslosen um 

er 600000 zurückgegangen! 
^eulich ist, daß sich auch für Ost- 

u|schland unsere Erwartungen bestäti- 
A.L" ^rneut sank auch hier die Zahl der 
son '

eitslosen, und zwar um rd. 97 000 Per- 
^räf n' ^'eser Rückgang ist wesentlich 
^r

attl.ger als für die Jahreszeit üblich. Die 
^m ^lts'osenquote 'st gegenüber Februar 

L 
sjci. j-'^ern Licht am Ende des Tunnels 

gesunken und liegt jetzt bei 
de„u.  •_ Damit ist auch in den neuen Bun- 
S*nd 
(le. ^ar- Es kann davon ausgegangen wer- 
iÖ '   a^ - wenn auch mit einiger Zeitver- 
Tr!nüUng ~ auch hjer eine deutliche 
Je "«Wende bevorsteht. 

^acht sich unser konsequenter Re- 

formkurs zur Sicherung des Standortes 
Deutschland und zur Schaffung neuer Ar- 
beitsplätze bezahlt. 

Bei dieser Entwicklung handelt es sich 
nicht um ein arbeitsmarktpolitisches 
Strohfeuer, sondern sie wird gestützt 
durch ein kräftiges, gesundes Wirtschafts- 
wachstum. Im ersten Quartal dieses Jahres 
hat das reale Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
in Deutschland gegenüber dem Vorjahr 
um 3,8 % zugenommen. Zu dieser günsti- 
gen Konjunkturentwicklung trägt - wie 
von uns erwartet - nicht mehr nur der Ex- 
port, sondern zunehmend auch die In- 
landsnachfrage bei. Da die neuen Bundes- 
länder mit einem Wachstum von 4 % sogar 
leicht über dem Wachstum der alten Län- 
der liegen, wird unsere Erwartung be- 
stätigt, daß im Sommer auch in den neuen 
Ländern die Trendwende auf dem Arbeits- 
markt einsetzen wird. 

Vermittlungsoffensive 

Mit rd. 500000 hat sich die Zahl der offe- 
nen Stellen in Gesamtdeutschland gegen- 
über dem Vorjahr nahezu vervierfacht. 
Auch in Ostdeutschland ist die Zahl der 
offenen Stellen in den letzten Monaten 
kontinuierlich gestiegen und ist jetzt mit 
rd. 100000 nahezu doppelt so hoch wie im 
Mai 1997. Auch dies deutet auf eine kräf- 
tige Belebung des Arbeitsmarktes hin. Al- 
lerdings ist jede unbesetzte Stelle eine zu- 
viel! 

Jetzt muß alles dafür getan werden, daß 
diese Stellen auch besetzt werden. Was 
wir brauchen, ist eine Vermittlungsoffensi- 
ve sowohl der staatlichen Arbeitsämter als 
auch der privaten Vermittler. • 
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CDU-Generalsekretär Peter Hintze 
und CSU-Generalsekretär Bernd Protzner: 

CDU und CSU über Wahlplattform einig 
Die Union wird mit drei 
Schwerpunktthemen ge- 
meinsam in den Wahl- 
kampf ziehen. 
Eine von Bundeskanzler Helmut Kohl 
geführte Bundesregierung der Mitte 
wird in den Jahren 1998 bis 2002 die 
wirtschaftliche Stärke unseres Landes, 
solide Finanzen und zukunftssichere 
Arbeitsplätze zum Ziel haben. In der 
Innenpolitik setzen wir auf einen 
schlanken und zugleich wehrhaften 
Staat, der die Bürger wirksam vor Ver- 
brechern schützt, der äußeren Bedro- 
hungen als verläßlicher Partner in der 
NATO entgegenwirkt und dessen Ver- 
waltung den Menschen und der Ent- 
wicklung des Landes dient. 
Für die Union ist die konsequente 
Fortsetzung des Aufbaus Ost Herzens- 

sache. Die Entwicklung der neuen 
Länder hin zu einer selbsttragenden 
Wirtschaft hat für die Union absolute 
Priorität. Die Union ist die große Kraft 
der Einheit in Deutschland. 

Völlig übereinstimmend 
Zeitungsberichte über angebliche 
Streitpunkte sind definitiv falsch. Im 
Ausländerrecht paßt zwischen CDU 
und CSU kein Blatt Papier. Die Positio- 
nen sind völlig übereinstimmend. Alle 
Fragen sind einvernehmlich geregelt. 
Die Wahlplattform wird zum Thema 
Innenpolitik am Dienstag, dem 28. Ju- 
li, in München vorgestellt. Das Thema 
Aufbau Ost werden wir am Montag, 
dem 3. August, in Schwerin vorstellen. 
Die Bereiche Wachstum und Beschäf- 
tigung werden am Mittwoch, dem 
12. August, in Bonn vorgestellt. 

EURO-Einführungsgesetz verkündet 
Am 15. Juni ist das Gesetz zur Ein- 
führung des EURO im Bundesge- 
setzblatt verkündet worden. Der 
Großteil der Bestimmungen tritt am 
1. Januar 1999 in Kraft, einige Re- 
gelungen jedoch schon sofort. 

Das Gesetz ergänzt die gemeinschafts- 
rechtlichen Regelungen über den 
Übergang in die dritte Stufe der eu- 
ropäischen Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion und öffnet die deutsche 

Rechtsordnung schon für die Über- 
gangszeit vom 1. Januar 1999 bis zum 
31. Dezember 2001 für den EURO. 
Durch zahlreiche Änderungen beste- 
hender Geetze, beispielsweise auf dem 
Gebiet des Zivilprozeßrechts, des Ge- 
sellschaftsrechts, des Bilanzrechts und 
des Börsenrechts ermöglicht und er- 
leichtert den Bürgern und Unterneh- 
men in weitgehendem Umfang die 
freie Wahl, ob sie die D-Mark oder den 
EURO verwenden. 
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Als Bundesvorsitzender der Christ- 
lich Demokratischen Union 
Deutschlands hat Helmut Kohl 

seit dem 12. Juni 1973 immer wieder die 
Zustimmung seiner Partei gefunden. Die 
Wählerinnen und Wähler haben ihm seit 
1983 immer neu als Bundeskanzler, zu- 
letzt 1994, ihr Vertrauen geschenkt. 
Vertrauen, das sich auf Leistung gründet 
und auf die Kraft seiner Vision. 
|° den jungen Ländern wissen wir: 
Helmut Kohl ist der Kanzler der Einheit. 
Ranches, was bisher in der Zeit seiner 
Regierung erreicht wurde, wird inzwi- 
Schen als selbstverständlich angesehen. 
J^wa die soziale und wirtschaftliche Sta- 
k'ütät, die Deutschland trotz aller anste- 
henden Aufgaben auszeichnet. Oder auch 
j!as außenpolitische Kapital, das Helmut 
^°hl in den Jahren seiner Kanzlerschaft 
^gesam- 
melt und 
^rmehrt 
Jat- Kein 
Rutscher 
Politiker in 
Lesern 
Jahrhun- 
dert ge- 
^leßt mehr 
Jnsehen in 
der Welt 
als er. 
Öaß 
Peutsch- 
^d mit 

'Verständnis all unserer Nachbarn und 
^e.r Siegermächte des Zweiten Welt- 

legs vereint werden konnte, das ist sei- 
r_ Leistung, die nie in Vergessenheit ge- 
aten wird. 

25 Jahre 
CDU-Vorsitzender 

Helmut Kohl 
Von Ministerpräsident 

Bernhard Vogel 

Mit Kohl erkannte die einmalige 
Se 

ance zur Einheit und ist den Weg kon- 
PjjuUent und unbeirrbar gegangen; allen 

bissen und Widrigkeiten zum Trotz. 

Und er ist 
bis zum heu- 
tigen Tag 
der, der sich 
für unsere 
besonderen 
Aufgaben 
und Proble- 
me in den 
jungen Län- 
dern enga- 
giert wie 
kein anderer. 

Helmut 
Kohl muß 
die Einheit 
nicht aUS Foto: vario-press 

Mangel an bisherigem Engagement, 
aus Desinteresse oder aus Ortsun- 
kenntnis zur „Chefsache" erklären, sie 

ist ihm 
Herzen- 
anliegen. 
Er ge- 
nießt Ver- 
trauen, 
das in der 
Gewiß- 
heit grün- 
det, daß 
er die 
Kraft zur 
Verwirk- 
lichung 
der Visi- 
on hat, 

die innere Einheit Deutschlands zu 
vollenden und die Integration Europas 
zu erreichen. 

Kein Politiker ist geeigneter als er, 
Deutschland in das neue Jahrhun- 
dert, in das nächste Jahrtausend 
und in eine gesicherte Zukunft im 
Frieden mit unseren Nachbarn zu 
führen. 
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CDU-Anzeigen-Kampagne und 
neuer Flugblatt-Service 

Die CDU Deutschlands hat am 
Montag, den 15. Juni in „BILD" 

eine Anzeigen-Kampagne gestartet. 
Jeweils montags, mittwochs und frei- 
tags werden dort in den kommenden 

Schaukästen und andere Stellen 
können in diesen vier Wochen eben- 
falls genutzt werden, unsere Bot- 
schaften zu verbreiten. Wo es mög- 
lich ist, können die Anzeigen auch in 

in: Bild vom Montag, den 15. Juni 

im Mal 223.000 neue Stellen 

Bei uns 
in: Bild vom Mittwoch, den 17. Juni 

vier Wochen kurze, merkfähige Bot- 
schaften geschaltet, die einen positi- 
ven Aspekt unserer Politik ins Be- 
wußtsein rufen. 
Bundesgeschäftsführer Christian 
Dürig: Die Gliederungen der Partei 
können erheblich zur Optimierung 
dieser Anzeigen-Kampagne beitra- 
gen. Der von den Mitgliedern getra- 
gene „Mundfunk" sollte darauf hin- 
wirken, daß unsere Botschaften von 
möglichst vielen Mitbürgerinnen und 
Mitbürgern wahrgenommen werden. 

der lokalen Presse geschaltet wer- 
den. 

Die Bundesgeschäftsstelle wird zu 
jeder Anzeige ein thematisch passen 
des Flugblatt herausgeben, das in 
vielfältigen Kleinaktionen unter die 
Leute gebracht werden kann. 

Die Flugblattvorlage kann als 
repro-fähige Druckvorlage im 
PDF-Format aus KomSys unter 
dem Stichwort „Flugblätter" be- 
zogen werden. 



Im Mai 223.000 
.. neue Stellen 
D'e Lage auf dem Arbeitsmarkt hat sich weiter verbessert: Im Mai wa- 
rer» 223.000 Menschen weniger arbeitslos als im April. Dies ist der mit 

abstand stärkste Rückgang der Arbeitslosigkeit in einem Mai seit der 

Wiedervereinigung! Die gesamtdeutsche Arbeitslosenquote liegt mit 
1?»9 Prozent erstmals seit Ende 1996 unter 11 Prozent. 

\t  In Westdeutschland waren 127.000 

Menschen weniqer arbeitslos - die 
Arh • °e'tslosenquote verminderte sich auf 
9,1 Prozent. 

\t In Ostdeutschland waren 97.000 

Menschen weniqer arbeitslos - die 
De'tslosenquote verminderte sich auf 

l8'! Prozent. 

es Die Unternehmen stellen ein: 

JT   Den Arbeitsämtern wurden im Mai 

123.000 offene Stellen gemeldet, der 
stand beträgt nun 484.000. Da aber nur 

t    
a jede dritte freie Stelle den Arbeitsäm- 

9«nieldet wird, schätzt die Bundesver- 
^rr, 

einigung der Deutschen Arbeitgeber- 

verbände die Zahl der offenen Stellen auf 

1,3 bis 1,5 Millionen. 

Die Elektroindustrie rechnet mit 

25.000 bis 30.000 neuen Arbeits- 
plätzen in diesem Jahr. 
X 
plätzi 

X 
X 
neuei 

X 

Die Informationswirtschaft plant für 

1998 rund 90.000 zusätzliche Stellen. 

Der Maschinen- und Anlagenbau 

plant die Einstellung von 20.000 

neuen Mitarbeitern. 

Die Automobilindustrie beschäftigt 

derzeit 43.000 Mitarbeiter mehr als 

Ende 1996. 

•e CDU hat mit ihrer Politik für mehr Wachstum und Beschäftigung 
. die Voraussetzung für den Aufschwung geschaffen. 

Neuer Aufschwung - Neue Arbeit 

CDU 
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Beginn eines nicht mehr 
umkehrbaren Prozesses 

Bereits im Januar 1990 spitzte sich die 
dramatisch verschlechternde wirtschaft- 
liche Situation der DDR weiter zu, der 
deutlich sichtbare Auflösungsprozeß 
war nicht mehr aufzuhalten. Einziger 
Ausweg war eine Währungsreform mit 
der zügigen Einführung der DM. 
Damit wurden weitreichende Reformen 
unausweichlich: Finanzverfassung, Preis- 
bildung und das gesamte Kredit- und 
Geldwesen unterschieden sich in der vor- 
mals zentral dirigierten Wirtschaft. Beson- 
ders betroffen vom Übergang der Zentral- 
verwaltungswirtschaft in ein marktwirt- 
schaftliches System waren die Bedingun- 
gen für unternehmerisches Handeln. 
Dennoch entsprach dieser Wechsel den 
ausdrücklichen Forderungen der Bevölke- 
rung in der damaligen DDR. 
Die Einführung der DM war der Beginn 
eines unumkehrbaren Prozesses zur Her- 
stellung der deutschen Einheit und letzt- 
lich das politisch entscheidende Signal. 

Politik im Sinne der Bürger hieß für die 
CDU-geführte Bundesregierung, schnell 
zu reagieren und zu einem frühen Stichtag 
die Mark der DDR als Währungseinheit 
und gesetzliches Zahlungsmittel durch die 
D-Mark zu ersetzen. So wurde am 
18. Mai  1990 der Staatsvertrag über die 
Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- 
und Sozialunion zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik unterzeichnet. 
Ein einheitlicher Währungsraum mit der 
deutschen Mark als gemeinsamer 
Währung war geschaffen. Die Deutsche 
Bundesbank wurde Währungs- und Noten- 
bank in ganz Deutschland. Mit dem Ver- 
trag wurde zugleich ein sicheres Rechts- 

fundament für die Soziale Marktwirtschaft 
in der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik gelegt, er sicherte eine einheitliche 
Wirtschaftsordnung. 
Im Mittelpunkt der zum Teil kontrovers 
geführten öffentlichen Diskussion war die 
Frage des Umstellungskurses zwischen 
Mark der DDR und DM. Die Kurse, die ii1 

Wechselstuben oder auf den Schwarz- 
märkten gezahlt wurden, lieferten dazu 

Zum 8. Jahrestag der 
Wirtschafts- Währungs- und 

Sozialunion 

keine realistischen Anhaltspunkte. Und: 
Verläßliche Angaben zur Höhe der Geld- 
forderungen und der Geldvermögensbe- 
stände der DDR fehlten ebenso wie vorafl' 
gegangene Erfahrungswerte. Nur eines 
war klar: Mit der Währungsumstellung  . 
würden gänzlich andersartige Wirtschaft'1' 
ehe und politische Verhältnisse gegeben 
sein wie davor. 
Bei der Umstellung der Löhne war vor al' 
lern die Wettbewerbsfähigkeit der Unter- 
nehmen der DDR entscheidend. Auf der 
einen Seite galten mit dem Stichtag der 
Währungsumstellung einheitliche Preise 
für alle handelbaren und transportierbare 
Güter - gebildet im Zusammenspiel der 
Marktkräfte der alten Bundesländer odef 

auf den globalen Märkten - nun auch in 
den neuen Bundesländern. Auf der ande' 
ren Seite hätte aber jeder eher produkti- 
vitätsorientierte Umtauschsatz schlecht^ 
als 1:1 die Lohnempfänger mit sinkend 
Durchschnittseinkommen bestraft. 
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Die neuen Arbeitsmarktzahlen sind ein 
gutes Signal für Ostdeutschland 

Zu den neuen Arbeitsmarktzahlen 
erklärte der Sprecher der ostdeut- 
schen Unionsabgeordneten, der 
stellvertretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Paul Krüger: 
Die neuen Zahlen sind ein erfreuliches 
und gutes Signal für den ostdeutschen 
Arbeitsmarkt. Damit hat sich der hoff- 
nungsvolle Trend vom Vormonat fort- 
gesetzt. 
Ausschlaggebend dafür ist, daß die 
Politik der Bundesregierung Früchte 
zu tragen beginnt. Dies schlägt sich 
nicht nur auf ein hohes Wachstum im 
Produzierenden Gewerbe und bei pro- 
duktionsnahen Dienstleistungen nie- 
der, sondern beginnt sich auch ver- 
stärkt auf den Arbeitsmarkt in den 
neuen Ländern auszuwirken. 
Als zweites ist ausschlaggebend, daß 
die Umsteuerung der Arbeitsförderung 
durch das Arbeitsförderungsreformge- 

setz (AFRG) vor allem durch zuneh- 
mende Integration von Arbeitslosen in 
die Wirtschaft inzwischen greift. Al- 
lein bei dem Instrument der Lohnko- 
stenzuschüsse ist im laufenden Jahr 
mit rd. 150.000 zusätzlichen Arbeits- 
plätzen zu rechnen. 

Alle Kräfte bündeln 
Allerdings wird sich diese erfreuliche 
Entwicklung nur dann in eine ausrei- 
chende Zahl von Arbeitsplätzen um- 
setzen lassen, wenn die auf Wachstum 
durch Innovation, Investitionen und 
Verbesserung der Rahmenbedingun- 
gen ausgerichtete Politik der Bundes- 
regierung auch in den kommenden 
Jahren fortgeführt wird. 

Dabei ist es notwendig, die Kräfte al- 
ler Teilnehmer am Wirtschaftsleben zu 
bündeln. Eine Fortsetzung des Bünd- 
nisses für Arbeit in Ostdeutschland ist 
daher unverzichtbar. 

aher wurden die Löhne, Gehälter und 
uere Einkommensformen wie Stipendi- 

jj' Unterhaltszahlungen oder Miet- und 
. cntzinsen im Verhältnis 1:1 umge- 
/•scht. Auch die Renten wurden 

ndsätzlich in diesem Verhältnis umge- 
lt, ungeachtet möglicher Aufstockun- 

n> die sich aus dem westdeutschen Sozi- 
al ^nt ergaben. Forderungen und Ver- 
lieh     leiten wurden dagegen grundsätz- 
de d     Vernä,tnis 2:' umgestellt. So wur- 
(jj   Urch die gewählte Umtauschrelation 
tje   

erschuldung halbiert. Davon profi- 
en die Unternehmen ebenso wie bei- 

elsweise das Wohnungswesen. 
auch und gerade die Wohnbevölke- 

4ber 

rung der DDR profitierte von der Umstel- 
lung der bis zu diesem Zeitpunkt durch er- 
zwungenen Konsumverzicht angesparten 
hohen Bargeldbeträge und Bankguthaben. 
Durchschnittlich resultierte für die Spar- 
guthaben ein Umstellungssatz von 1,44:1. 
Dabei wurde besonders an die Rentner 
und Rentnerinnen gedacht, da Personen ab 
dem 60. Lebensjahr 6000 Mark im Ver- 
hältnis 1:1 tauschen konnten. Erst alle dar- 
über hinausgehenden Beträge wurden zum 
halben Nennwert in DM umgestellt. So 
beinhaltete, durch den nach Altersklassen 
gestaffelten festen Pro-Kopfbetrag, der im 
Verhältnis 1:1 umgetauscht wurde, die 
Umstellung eine ausgeprägte soziale 
Komponente. • 
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Die Bundeswehr ist die Armee 
der Freiheit und der Einheit 

Die deutsche Hauptstadt war und ist 
Brennpunkt deutscher Geschichte, mit 
ihren Höhen und Tiefen. Berlin steht 
für Aufklärung, preußische Toleranz 
und hohes Dienstethos. Es hat wilhelmi- 
nisches Gepränge ebenso erlebt wie das 
Scheitern der ersten deutschen Demo- 
kratie. Berlin litt unter Diktatur und 
Rassenwahn und kennt schlimmste Zer- 
störung und Leid. 
Aber die Stadt steht auch für den aufopfe- 
rungsvollen Kampf des deutschen Wider- 
stands, der uns Ehre und Würde bewahrt 
hat. 
Berlin weiß, was kommunistische Unter- 
drückung, Mauerbau und Teilung bedeutet 
haben. Aber mit dem Namen der Stadt 
verbindet sich in aller Welt auch die Erin- 
nerung an die Tapferkeit seiner Bürger, 
das vitale Interesse zu Freiheit und Demo- 
kratie, die jahrzehntelange Solidarität un- 
serer Verbündeten ebenso wie die große 
Freude des 9. November 1989 und des 
3. Oktober 1990. 

Unvergeßlicher Einsatz 
der Alliierten 
Berlin ist erst seit wenigen Jahren Stan- 
dort der Bundeswehr. Aber die Berlinerin- 
nen und Berliner haben in den langen Jah- 
ren der Teilung gezeigt, wie herzlich sie 
insgesamt mit Soldaten umgehen. Dies 
verdanken wir vor allem unseren amerika- 
nischen, britischen und französischen 
Freunden. 
Vor genau 50 Jahren wurde der schreckli- 
che Versuch unternommen, den Freiheits- 
willen der Menschen dieser Stadt aus- 
zuhungern. Ernst Reuter, der unvergessene 
Regierende Bürgermeister Berlins, appel- 

lierte in diesen Schicksalstagen an die 
Völker der Welt: 
„Schaut auf diese Stadt und erkennt, daß 
ihr diese Stadt und dieses Volk nicht 
preisgeben dürft und nicht preisgeben 
könnt." 
Diesen Ruf nach Freiheit beantwortete da5 

amerikanische Volk und andere mit einer 
einzigartigen und beispiellosen Hilfe. D'e 

Luftbrücke und der unvergeßliche Einsatz 
unserer Alliierten hat Berlin und Deutsch' 

Aus der Ansprache von 
Bundesverteidigungsminister 

Volker Rühe anläßlich des 
Feierlichen Gelöbnisses in 

Berlin am 10. Juni 

land über mehr als vier Jahrzehnte die 
Freiheit gesichert. 
Die Soldaten der Alliierten gingen groß? 
persönliche Gefahren ein. Nicht wenige 
gaben ihr Leben für die Freiheit. So kan" 
es nur ein kleines Zeichen des Dankes 
sein, wenn wir am 27. Juni diesen Jahn 
mit einem Großen Zapfenstreich hier in 
Berlin an die Helden und Opfer der Luft' 
brücke erinnern. 
Heute sind Soldaten der Bundeswehr an 
Stelle unserer Freunde und Partner getre- 
ten. Wir haben zahlreiche Dienststellen $ 
Truppenteile nach Berlin verlegt. In Zu- . 
kunft werden rund 7.000 Soldaten und z1 

le Mitarbeiter in acht Berliner Bezirken 
präsent sein. Damit gehört Berlin zu den 
größten Bundeswehrstandorten in DeutSJj 
land. Auch dies ist ein wichtiger Schritt 
dem Weg zur Armee der Einheit. 
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lch selbst werde im kommenden Jahr mei- 
nen zweiten Dienstsitz in Berlin einneh- 
men. Der Bendler-Block steht für die be- 
sten Traditionen deutscher Militärge- 
richte. 

^ier war die Schaltzentrale des militäri- 
schen Widerstandes. Hier wurde das At- 
tentat auf Hitler vom 20. Juli 1944 ge- 
P'ant. Und hier gaben Soldaten wie Graf 
tauffenberg ihr Leben für Freiheit, Recht 

Und Menschenwürde. 

*7- Juni: Die Freiheit hat 
(*en längeren Atem 
/•wenigen Tagen jährt sich der 17. Juni 
y->3 zum 45. Mal. An diesem Tag wehr- 

en sich, gerade hier in Berlin, Tausende 
°e§en Diktatur, Unfreiheit und Fremdbe- 
^"ttrnung. Doch das Streben nach Freiheit 
pUrde brutal niedergeschlagen. Aber die 
Je>heit hat einen längeren Atem. Die 
Jänner und Frauen des 17. Juni 1953 
lnd nicht gescheitert. 

der friedlichen Revolution vom No- 
.^iiber 1989 wurde vollendet, was bereits 
mjuni 1953 angelegt war. Die Vision des 

ft-nen Und ungeteilten Berlin ging in Er- 
dung 

^erl'n ist die Stadt der Freiheit und der 
^ nneit. Die Bundeswehr ist die Armee 
jj!1" Freiheit und der Einheit. Und deshalb 
., Berlin der richtige Ort für ein öffentli- 
'hes Gelöbnis. 

ei*ieinsam dem Frieden 
^d der Freiheit 
^seres Landes dienen 
ke^ Feier'iche Gelöbnis in der Öffentlich- 
em   lst fester Bestandteil der Kultur des 
lj ^okratischen Deutschlands. Es unter- 
^ 8t nicht dem Wandel des Zeitgeistes. 

Ver'
St lce'n militärisches Relikt der aus der 

pf£ngenheit, sondern bleibende Ver- 
^.   ntung in Gegenwart und Zukunft. 

^kraUf dem Rathau-splatz sind über 300 
uten aus Berlin und Sachsen, aus 

Bayern, Schleswig-Holstein und vielen 
anderen Teilen unseres Landes angetreten. 
Sie werden künftig Dienst an den ver- 
schiedensten Orten unseres Landes leisten 
- in Brandenburg und Lehnitz, in Munster 
und Storkow. 

Noch vor wenigen Jahren waren sie durch 
Mauer und Stacheldraht getrennt. Heute 
geloben sie Seite an Seite, das Recht und 
die Freiheit des deutschen Volkes tapfer zu 
verteidigen. 

Und morgen schon werden sie gemeinsam 
dem Frieden und der Freiheit unseres Lan- 
des dienen. 

Die Bundeswehr hat Deutsche aus Ost und 
West zusammengeführt. Mehr als 300.000 
Wehrpflichtige aus den neuen Bundeslän- 
dern haben inzwischen in der Bundeswehr 
gedient, viele davon in den alten Ländern. 
Und umgekehrt haben viele Wehrpflichti- 
ge aus den alten Bundesländern zehn Mo- 
nate ihres Lebens in den neuen Ländern 
verbracht. Sie alle erleben, was Streitkräf- 
te in der Demokratie ausmacht. 
Rekruten, Sie bekräftigen heute öffent- 
lich Ihre Bereitschaft zum Dienst in der 
Bundeswehr und für unseren Staat. Sie be- 
kennen, daß die Würde des Menschen un- 
antastbar ist. 
Und Sie versprechen, die Rechte Ihrer 
Mitmenschen zu achten und zu schützen. 
Sie übernehmen persönliche Verantwor- 
tung für Demokratie, Recht und Freiheit - 
als Soldaten und als Bürger. 
Eid und Gelöbnis stellen uns vor eine 
höhere Instanz. Vor Gott und den Men- 
schen nehmen wir eine besondere Ver- 
pflichtung auf uns. Das wiegt schwer. Es 
fordert den ganzen Menschen. 
Sie werden versprechen, treu zu dienen. 
Dienen ist heute keine Selbstverständlich- 
keit. Es heißt, Unbequemlichkeiten, Risi- 
ken und Anstrengungen auf sich zu neh- 
men. Sie akzeptieren persönliche Ein- 
schränkungen und die Trennung von zu 
Hause. Und Sie müssen im äußersten Fall 
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Breit angelegte Bürgertäuschung 
Noch vor ein paar Tagen hat der 
Sprecher der Grünen-Bundestags- 
fraktion, Joschka Fischer, vor der 
Gesellschaft für Auswärtige Politik 
in Sachen NATO versucht, den 
Staatsmann zu mimen. 
Der jüngste Auftritt von Grünen-Vor- 
standssprecher Trittin gemeinsam mit 
dem PDS-Führer Gysi anläßlich des 
öffentlichen Gelöbnisses in Berlin 
macht deutlich, welche wahre Geistes- 
haltung bei den Grünen herrscht. Fi- 
scher wird nicht für die programmati- 
sche Seite sondern allenfalls dafür ge- 
braucht, die linksfundamentalistische 
Haltung, deren Repräsentant Trittin 
ist, zu verschleiern. 
Die Grünen stehen im Verbergen ihrer 
wahren bundespolitischen Absichten 
der SPD in nichts nach. Auch die So- 

bereit sein, Ihr Leben für die Bewahrung 
von Frieden und Freiheit einzusetzen. 
Aber Sie erleben auch Kameradschaft und 
Fürsorge, Gemeinschaft und Teamgeist. Sie 
erweitern Ihren Horizont und lernen neue 
Menschen kennen. Soldat sein heißt, ganz 
konkret etwas für die Gemeinschaft zu tun. 
Soldatinnen und Soldaten der hier angetre- 
tenen Verbände haben im vergangenen 
Sommer der Jahrhundertflut an der Oder 
widerstanden. Sie haben in gemeinsamer 
Anstrengung Menschen vor Not und Ge- 
fahr bewahrt. Sie haben gezeigt, welches 
Potential, welche Einsatzfreude und wel- 
cher Gemeinsinn in unseren jungen Solda- 
ten steckt. Darauf können wir auch in Zu- 
kunft nicht verzichten. 
Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr 
haben in Bosnien dazu beigetragen, den 
Frieden zu bewahren und Wiederaufbau 
und Versöhnung eine Chance zu geben - 

zialdemokraten präsentieren sich öf- 
fentlich nur zu gerne mit Gesichtern, 
die so etwas wie eine „neue Mitte" 
darstellen sollen, während in Tat und 
Wahrheit ihr Programm nichts anderes 
enthält als die Enge einer linken Ge- 
sellschaft, der es an jeglicher Vision 
fehlt. 
Joachim Hörster, Erster Parlamenta- 
rische Geschäftsführer der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: Selten zuvor hat 
es in der Geschichte der Bundesrepu- 
blik ein so breit angelegtes Manöver 
zur Täuschung der Bürger über politi- 
sche Absichten gegeben, wie dies zur 
Zeit von SPD und Grünen betrieben 
wird. Hier wird der Weg in eine ande- 
re Republik vorbereitet, der Auftritt 
Trittin-Gysi in Berlin war in dieser 
Hinsicht wahrhaft entlarvend. 

Seite an Seite mit französischen, spani- 
schen und ukrainischen Kameraden, ge- 
meinsam mit Amerikanern, Russen und 
vielen anderen. 
Sie bauen Brücken und schützen die Kon 

vois der Hilfsorganisationen. Sie bewa- 
chen die eingesammelten Waffen und ko 
trollieren ihre Zerstörung. Ihr Dienst ist 
wertvoll und wichtig - anerkannt von de 

Menschen in Bosnien und getragen von 
einem breiten Konsens in unserer BeVÖ'' 
kerung und im Parlament. 
Ihr Dienst erinnert uns täglich daran« 
Deutschland ist so sicher wie nie zuvor- 
Aber die Bundeswehr bleibt unsere VefS 
cherung gegen die Wechselfälle der G& 
schichte. Denn wer sich umschaut, ^el j 
Wer den Frieden in Freiheit bewahren u 

gestalten will, muß bereit sein, ihn zu v 

teidigen, wenn es nottut. Frieden gibt e ^ 
nicht ohne Freiheit. 
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Beschlüsse der CDU/CSU-Fraktionsvorsitzenden- 
Konferenz am 7. bis 9. Juni in Frankfurt am Main 

Mit unserer 
Reformpolitik zu 

neuen Arbeitsplätzen 

>e neuesten Arbeitsmarktdaten, der 
Jjistieg der Beschäftigung um mehr als 
^3.000 Menschen gegenüber dem 
°i*monat zeigen: der Durchbruch am 

^beitsmarkt ist geschafft. 
er wirtschaftliche Aufschwung in den al- 
n Bundesländern läuft auf vollen Touren 

J^ hat auch die neuen Länder erreicht. 
es belegt auch die annähernde Verdop- 

e'ung der offenen Stellen gegenüber dem 
0rJahresmonat. 
arT»it ist klar: die Situation am Arbeits- 

•lah^1 Wird sich im we'teren Verlauf des 
^   es 1998 weiter verbessern. Die höhere 
s ?

chäftigung und das höchste Wirt- 
, ^aftswachstum seit der deutschen Ein- 
a|.

u^3,81 Prozent im ersten Quartal 1998, 
be

ein 5 Prozent >n den neuen Ländern - 
$tätigen die Richtigkeit unserer politi- 

'n A*1 ^ntscne'dungen und der Reformen 
e   

,eser Legislaturperiode: weniger Steu- 

sch-mehr Raum für Wachstum und Be" 
**l'gung, weniger Regulierung, konse- %e 

I), 
nter Aufbau Ost. 

Plät     nerun8 und Schaffung von Arbeits 
*en ist für rlip I tnirtn f»inf> H<=»r xi/ichtio- sten 

en ist für die Union eine der wichtig- 
es) ?esellschaftHchen Aufgaben. Die In- 
get riegese,lschaft wandelt sich - voran- 
lo»;    en durch neue Informationtechno- 

en - immer mehr zu einer Dienstlei- 
8s- und Wissensgesellschaft. Im Rah- 

~ des globalen Wettbewerbs steht unse- 
Seilschaft vor neuen Herausforderun- 

gen 

Hierfür will die Union Deutschlands Stär- 
ken nutzen. Deutschland gehört zu den 
Wegbereitern des technisch-wissenschaft- 
lichen Fortschritts. Wir sind ein sehr erfol- 
greiches High-Tech-Land. Wir zählen zu 
den wichtigsten Technologieproduzenten 
der Welt. Wir sind die Nr. 1 beim Welthan- 
del mit höherwertiger Technik. Wir sind 
die Nr. 1 bei weltmarktrelevanten Paten- 
ten. Die Stärken Deutschlands will die 
Union nutzen, um Arbeit durch neue Tech- 
nologien zu schaffen. 

Die Bundestagswahl am 27. September ist 
gerade auch beschäftigungspolitisch eine 
zentrale Weichenstellung: Mit der Tech- 
nikfeindlichkeit von Rot-Grün würde der 
erfolgreich eingeleitete Aufschwung, der 
sich immer mehr verstärkt, abrupt abge- 
brochen und zunichte gemacht. Die Be- 
schäftigungspolitik würde in die Sackgas- 
se geraten. 
Die Zukunft gehört den neuen Technolo- 
giefeldern. Hier liegt ein Schlüssel zum 
globalen Erfolg und ein unglaubliches Ar- 
beitsplatzpotential. Die Arbeitsplätze der 
Zukunft entstehen in den neuen Berufsfel- 
dern der Bio- und Umwelttechnologie, 
Gentechnik, Informations- und Kommuni- 
kationstechnologie sowie der Mikroelek- 
tronik. Hier können in den nächsten Jah- 
ren Hunderttausende von Arbeitsplätzen 
geschaffen werden. Wir dürfen hier jedoch 
nicht in der Entwicklung stehenbleiben, 
sondern müssen weitere neue Technolo- 
giefelder erschließen. Rot-grüne Denk- 
blockaden helfen hier nicht weiter. 

Pioniergeist und Erfindungsreichtum sind 
unabdingbare Voraussetzungen für Inno- 
vation und Wachstum. Diese Fähigkeiten 
wollen wir unterstützen und nützen. Dazu 
muß gerade in den neuen Technologiefel- 
dern jungen Unternehmen besonders ge- 
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holfen werden. Arbeit durch neue Techno- 
logien zu schaffen, bedeutet, daß wir Un- 
ternehmen in den neuen Technologiefel- 
dern gute Rahmenbedingungen für ihre 
Entwicklung geben, um ihnen so weit wie 
möglich bei ihrem Start zu helfen. Denn 
jedes dieser Unternehmen ist eine kleine 
Jobmaschine. Jedes erfolgreiche Unter- 
nehmen in diesem Bereich schafft neue 
zukunftsträchtige und zukunftsorientierte 
Arbeitsplätze. 
Vieles haben wir für die Sicherung und 
Schaffung von Arbeitsplätzen durch neue 
Technologie bereits geschafft. Aber wir 
dürfen nicht innehalten: 
Wir wollen auch weiterhin technische In- 
novationen unterstützen und fördern. Ein 
gutes Beispiel für erfolgreiche politische 
Unterstützung ist die neue Spitzentechno- 
logie des TransRapid. Hiermit schaffen 
wir eine neue Chance auf dem bedeuten- 
den Wachstumsmarkt der Hochgeschwin- 
digkeitsverkehrsmittel. Rot-Grün hinge- 
gen blockiert bis heute die zügige Fortent- 
wicklung dieser neuen Technologie. 
Wir wollen neue Möglichkeiten für Bio-, 
Umwelt- und Gentechnikindustrie durch 
erleichterte Rahmenbedingungen schaffen. 
Eine gute Basis haben wir bereits 1993 
durch die Novellierung des Gentechnikge- 
setzes - gegen erhebliche Widerstände von 
Rot-Grün - geschaffen. Heute sind wir 
wieder in der Weltspitze. Rot-grün würde 
diese positive Entwicklung beenden. 
Für den Erfolg junger Unternehmen in den 
neuen Technologiefeldern will die Union 
die Voraussetzungen noch weiter verbes- 
sern. 
Die von der CDU/CSU-Bundestagsfrakti- 
on initiierte Existenzgründungsoffensive 
wollen wir weiter vorantreiben. Wir wol- 
len den Zugang zu staatlichen Förderpro- 
grammen für Existenzgründungen noch 
einfacher gestalten. Hier sollen die Verfah- 
ren weiter entbürokratisiert und verein- 
facht werden. Jede hier investierte Mark 
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ist eine gute Mark für die Arbeitsplätze in 
Deutschland. 
Planungs- und Genehmigungsverfahren 
müssen weiter entschlackt und vereinfacht 
werden, um Deutschland im internationa- 
len Wettbewerb noch konkurrenzfähiger 
zu machen. Hier hat sich zwar in jüngerer 
Vergangenheit viel verbessert, dennoch 
müssen wir an diesem Thema dranbleiben- 
Der rot-grüne Staatszentralismus darf kei- 
ne Chance mehr haben. 
Die dringend notwendige Steuerreform 
muß endlich kommen. Auch im Interesse 
der Bundesländer werden wir nach der 
Bundestagswahl am 27. September 1998 
die SPD-Steuerblockade durchbrechen. 
Das schärfste Schwert im Kampf gegen 
die Arbeitslosigkeit ist unsere Steuerre- 
form. Die Bundestagswahl am 27. Sep- 
tember 1998 ist eine Richtungswahl von 
historischer Bedeutung. Die Bürgerinnen 
und Bürger entscheiden dabei, ob 
Deutschland mit der Reformpolitik der 
Union sicher in das 21. Jahrhundert ge- 
langt oder mit einem Linksbündnis die 
Zukunftschancen verspielt. 

Nationaler 
Stabilitätspakt 

Beschluß der 16 Vorsitzenden 
der CDU- und 

CSU-Landtagsfraktionen 

Die dauerhafte Einhaltung der Defizit" 
grenzen des Maastricht-Vertrages ist 
für die Erhaltung der finanz- und wir*' 
schaftspolitischen Stabilität in allen 
Ländern Europas von entscheidender 
Bedeutung. Bund und Länder müssen 
sich der Aufgabe von DefizitbegrenzuH» 
und -abbau in unserem Land gemein- 
sam stellen und auch innerstaatliche 
Sanktionsregelungen vereinbaren. 
Die Fraktionsvorsitzendenkonferenz ste' 
fest, daß es aus ihrem föderalen Verstand' 
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nis heraus auch auf innerstaatlicher Ebene 
Verbindlicher Regelungen bedarf. Das von 
Niedersachsen vorgeschlagene Modell ist 
deswegen untauglich, weil es in den ent- 
Scheidenden Fragen nicht den Willen zum 
dauerhaften Abbau von Schulden enthält 
und insgesamt unverbindlich bleibt. 
ö'e Fraktionsvorsitzendenkonferenz 
Spricht sich dafür aus, daß die zu verein- 
barenden Kriterien auch den Weg zur 
Rückführung der Neuverschuldung be- 
treiben müssen, wenn nachfolgenden 
^enerationen nicht jeglicher politischer 
^andlungsspielraum genommen werden 
soll. 

Ie Länder, in denen die Union Verant- 
wortung trägt, sind willens, in einem 
^aatsvertrag feste Kriterien zu Defizitbe- 
|renzung und -abbau festzulegen. Die 

raktionsvorsitzendenkonferenz fordert 
le SPD-regierten Länder auf, sich im In- 
eresse der Erhaltung der finanz- und wirt- 
,chaftspolitischen Stabilität unseres Lan- 
^es diesem Weg nicht zu verschließen. 

a'}s sich wegen der Weigerung der SPD- 
Jf§ierten Länder der Abschluß eines 
laatsvertrages in absehbarer Zeit nicht 

Irisieren läßt, müssen die Bundesländer 
'nnehmen, daß eine bundespolitische Re- 

gelung erfolgen wird. Diese Regelung be- 
^ jedoch einer Änderung des Grundge- setzes 

•  Kenntnis der verschiedenen derzeit dis- 
utierten Modelle zur Vereinbarung eines 
aDilitätspaktes spricht sich die Frakti- 
svorsitzendenkonferenz gemeinsam mit 

_ en der CDU und CSU angehörenden Fi- 
^nzrninister und -Senatoren grundsätzlich 
yr oie Anwendung der im sog. „Bayern- 
N.Schlag" enthaltenen Prinzipien aus. 

'eses Modell ist langfristig am ehesten 
r 

e'§net, unter Berücksichtigung des Ge- 
jj Cntigkeitsprinzips, der Leistungen und 
^Leistungsfähigkeit der einzelnen Bun- 
^sländer den Prinzipien der Stabilität der 

hrung un(j je,. Schuldenverminderung 
recht zu werden. 

Die Fraktionsvorsitzendenkonferenz ist 
sich bewußt, daß aufgrund der unter- 
schiedlichen Ausgangslage hinsichtlich 
der Defizite der einzelnen Länder neben 
objektiven Kriterien für eine Übergangs- 
zeit eine Regelung notwendig ist, die auch 
vorhandene Defizite mit im Zeitablauf ab- 
nehmendem Gewicht (zukunftsorientiertes 
Kriterium) berücksichtigt. 
Die innerstaatliche Defizitverteilung sollte 
im Verhältnis 60 : 40 zwischen den Län- 
dern und dem Bund erfolgen. 

Die Fraktionsvorsitzendenkonferenz sieht 
in den Beschlüssen der Sonder-Finanzmi- 
nisterkonferenz vom 23. Oktober 1997 zur 
innerstaatlichen Umsetzung des Maa- 
stricht-Vertrages einen wichtigen Schritt 
auf dem Weg zu einem nationalen Stabi- 
litätspakt und fordert die SPD-regierten 
Länder auf, zu dem dort gefundenen Weg 
und den dort vereinbarten Eckpunkten 
zurückzukehren. 

Ausländerpolitik. 
Vollzugsdefizite 

beheben 
Bundesebene 

Die Zahl der Rückübernahmeabkom- 
men zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Herkunftsstaaten ist 
zu erhöhen. Bei ihrer inhaltlichen Ausge- 
staltung ist darauf zu achten, daß die büro- 
kratischen Hürden für die Praxis mög- 
lichst gering angesetzt werden. Bei bereits 
bestehenden Rückübernahmeabkommen 
ist eine Einigung darüber zu erzielen, daß 
für den Nachweis der Staatsangehörigkeit 
bzw. der Bereitschaft der Übernahme der 
Ausreisepflichtigen eine unkomplizierte 
Glaubhaftmachung von Staatsangehörig- 
keit und Herkunft ausreicht. Die Her- 
kunftsstaaten sind auf diplomatischem 
Weg aufzufordern, die bestehenden ver- 
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traglichen Verpflichtungen zu erfüllen. 
Gegebenenfalls sollte auch mit Mitteln der 
Außenpolitik, z.B. bei Ausgestaltung der 
Wirtschafts- und Entwicklungshilfe, ent- 
sprechender Druck auf die Herkunftsstaa- 
ten ausgeübt werden. 

Die Mobilität abgelehnter Asylanten 
und illegaler Zuwanderer erfordert die 
Ausweitung erkennungsdienstlicher Maß- 
nahmen und deren Vernetzung auf das ge- 
samte EU-Gebiet. Die entsprechenden 
Verhandlungen auf europäischer Ebene 
sind mit Nachdruck fortzusetzen. 

Das Ausländergesetz ist mit dem Ziel 
einer zulässigen Beugehaft zu ändern. Die 
Höchstdauer der Beugehaft sollte entspre- 
chend der zulässigen Höchstdauer der Ab- 
schiebehaft bestimmt werden. Dieses Ziel 
kann durch eine Ergänzung des § 57 Aus- 
IG (Abschiebungshaft) erreicht werden: 
„§ 57 (4) Ein Ausländer ist auf richterliche 
Anordnung zur Erzwingung der Offenba- 
rung persönlicher Daten, die zur Vorberei- 
tung der Aufenthaltsbeendigung erforder- 
lich sind, in Haft zu nehmen (Beugehaft), 
wenn diese Daten nicht auf andere Weise 
oder nur mit unverhältnismäßigem Auf- 
wand ermittelt werden können. Abs. 3 gilt 
entsprechend." 
In Betracht kommt daneben als Alternati- 
ve die Einfügung eines § 70 la AuslG: 
„Der Ausländer ist darüber hinaus ver- 
pflichtet, die persönlichen Daten, die ge- 
gebenenfalls zur Aufenthaltsbeendigung 
und deren Vorbereitung notwendig sind, 
zu offenbaren. Zur Erzwingung der Mit- 
wirkungspflichten kann Haft angeordnet 
werden, jedoch nicht über die Zeit von 18 
Monaten hinaus." 

In § 55 Abs. 2 AuslG ist klarzustellen, 
daß eine ausländerrechtliche Duldung 
dann nicht auszusprechen ist, wenn der 
Ausländer/Asylbewerber seine Ausweis- 
papiere vernichtet bzw. seine Identität ver- 
schleiert. 

§ 92 Abs. 2 Ziffer 2 AuslG ist um die 
Alternative der Aufenthaltsgestattung nach 
dem Asylverfahrensgesetz zu erweitern. 

Das Asylbewerberleistungsgesetz ist 
mit dem Ziel zu ändern, daß abgelehnten 
Asylbewerbern nur noch die unabwendba' 
ren Hilfeleistungen gewährt werden. Auch 
Ausländer, die ihre Abschiebung verhin- 
dern, indem sie beispielsweise ihren Paß 
verbrannt haben, sind von einem weitergc 
henden Leistungsbezug auszunehmen. Dlß 

Bundesergierung folgt insoweit dem am 
6. Februar 1998 vom Bundesrat verab- 
schiedeten Gesetzentwurf eines zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Asylbewerber- 
leistungsgesetzes. 

Im Rahmen des Gesetzgebungsver- 
fahrens zur Änderung des Asylbewerber- 
leistungsgesetzes ist zu prüfen, ob eine 
weitergehende gesetzliche Klarstellung ef' 
forderlich ist, um den Vorrang von der Ufl' 
terstützung durch Sachleistung gegenüber 
der Geldleistung durchzusetzen. 

Das Ausländergesetz ist mit dem Ziel 
zu ergänzen, daß als eigenständiger Aus- 
weisungsgrund ausdrücklich die Mißach- 
tung der elterlichen Aufsichtspflicht gegc 
ben ist und hierdurch die serienmäßige Bß' 
gehung von Straftaten des Kindes ermög' 
licht oder gefördert wurde. Die Auswei- 
sung des bzw. der Sorgeberechtigten ist 
mit der des Minderjährigen zu verbinden- 

Das Ausländerzentralregister-Gesetz 
wird mit dem Ziel einer Visa- und Warn' 
datei novelliert, um die Arbeit aller Behö 
den im In- und Ausland bei der Abwehr 
illegaler Zuwanderung noch besser zu W 
ordinieren. 

Landesebene 
Die Einführung einer Zentralstelle ß 
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Rückführung hat sich z.B. in Bayern be- 
währt. Die positiven Erfahrungen dieser 
2entralen Organisation sollten insgesamt 
y°n den Ländern aufgegriffen und in allen 
fragen der Rückführung zum Tragen 
kommen. 

B **• Unabhängig davon, daß die Abschie- 
bung in jedem Fall ausschließlich durch 
v°llzugskräfte des Landes zu erfolgen hat, 
^°llten in einem Pilotprojekt neue Formen 
pf Einbindung privatwirtschaftlicher Un- 
ernehmen bei der Beschaffung neuer Aus- 
weispapiere bzw. der Einbindung von Ver- 
ben und Interessengruppen erprobt wer- 
en, die den Auftrag erhalten, zusammen 

j^'t den Behörden ungeklärte Nationalität 
testzustelleq. 

El Die Länder sind aufgefordert, die ge- 
glichen Möglichkeiten des Ausländer- 

Netzes insbesondere zur zwangsweisen 
v°rführung § 70 abs. 4 AuslG zu nutzen. 

Bei einer Ausweisung wegen beson- 
jkjer Gefährlichkeit nach § 47 AuslG gilt 

'<• AuslG iinpinop«rhränVt 

haft 

AuslG uneingeschränkt. 

Die Kontingentierung der Abschiebe- 
• 'lplätze ist, soweit vorhanden, aufzuhe- 
,en- In jedem Fall haben die Länder eine 
. r tatsächlichen Größenordnung der 
^ [chschnittlichen Fälle entsprechenden 
^ von Abschiebeplätzen vorzuhalten. 

7"* L>ie Länder sind aufgefordert, Gremi- 
. > die wie z. B. die Härtefallkommission in 
j» r(irhein-Westfalen, die einer ergänzenden 

itrolle bereits rechtskräftig abgeschlos- 
jj, er Verfahren dienen, aufzugeben. Im 
s 

ngen sind die Länder aufgefordert, alle 
stigen bürokratischen Hürden zu beseiti- 

j3 die die Vollziehung rechtskräftiger Ent- 
eidungen verzögern oder vereiteln. 

^    Die Länder sind aufgefordert, im 
nr*ien der Unterstützung von Asylbe- 

werbern den Vorrang der Sachleistung 
durchzusetzen. 

Die Möglichkeit zur zentralen Erfas- 
sung von Fingerabdrücken, Fotos und son- 
stigen persönlichen Daten entsprechend 
vorgelegter Paß- oder Paßersatzpapiere 
sind zu schaffen, damit die breits nach 
dem Ausländergesetz und Asylverfahrens- 
gesetz bestehenden Vorschriften zum Da- 
tenabgleich wirkungsvoll in der Praxis 
eingesetzt werden können. Diese 
Bemühungen sind auch auf europäischer 
Ebene zu verstärken. Die Länder sind 
aufgefordert, den Bundesinnenminister in 
seinen Bemühungen um die zentrale Infor- 
mationsgewinnung zur Bekämpfung des 
illegalen Aufenthalts und des Leistungs- 
mißbrauchs von Ausländern (durch Novel- 
lierung des AZR-Gesetzes) und zur Ver- 
hinderung von Visa-Erschleichungen 
(durch Schaffung einer Visa-Warndatei) 
entsprechend des IMK-Beschlusses vom 
2. Februar 1998 unterstützen. 

Schulvergleiche 
zügig einführen 

Die CDU/CSU-Fraktionsvorsitzenden 
begrüßen, daß endlich auch die SPD- 
Kultursminister nicht mehr die 
Notwendigkeit von Schulleistungstests 
zwischen Schulen, Schulformen und 
Bundesländern bestreiten. 

Die CDU/CSU-Fraktionsvorsitzendenkon- 
ferenz hatte bereits am 30. April 1997 die 
Kultusministerkonferenz aufgefordert, 
Schulleistungsvergleiche durchzuführen. 
Dies war die Grundlage, der sich die SPD- 
Kultusminister nun angeschlossen haben. 
Die vorliegenden Daten der TIMSS-Unter- 
suchung haben erschreckende Leistungs- 
unterschiede zwischen den Bundesländern 
in Mathematik und Naturwissenschaften 
und starke Defizite bei den Gesamtschulen 
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Sozialstaat unverzichtbar 
Der Sozialstaat ist Bedingung der 
Demokratie und unverzichtbarer Be- 
standteil der sozialen Marktwirt- 
schaft. In diesem Urteil stimmen der 
Sozialverband Reichsbund und der 
Bundesarbeitsminister überein. 

Bei einem Gespräch zwischen dem 
Präsidium des Reichsbundes unter sei- 
nem Vorsitzenden Hans Fiedler und 
Bundesarbeitsminister Norbert Blüm in 
Bonn äußerten beide die Sorge, daß So- 
lidarität in der Gesellschaft abnehme 
und der Sozialstaat in die Verteidigung 
gedrängt werde. Der Sozialstaat sei je- 
doch eine elementare Grundlage der 
sozialen Marktwirtschaft. Der notwen- 
dige wirtschaftliche Wandel müsse so- 
zial bewältigt werden. 

Die Gesprächsteilnehmer bedauerten in 
diesem Zusammenhang eine „zum Teil 
chaotisch geführte Rentendiskussion", 
die zu großer Verunsicherung bei Rent- 
nern und Versicherten führe. Sie lehn- 
ten Modelle einer Grund- oder Ein- 
heitsrente als falsch und nicht machbar 
ab. 
Die Gesprächsteilnehmer kritisierten, 
daß ein Großteil der Unternehmen die 

Beschäftigungspflicht von schwerbe- 
hinderten Arbeitnehmern nicht erfülle 
und daß hier auch der öffentliche 
Dienst nicht überall mit gutem Beispiel 
vorangehe. Sie stellten fest, daß die 
Leistungen der modellhaft eingerichte- 
ten Integrationsfachdienste und Integra- 
tionsfirmen sowie die Förderung auch 
einer befristeten Beschäftigung von 
Schwerbehinderten bei den Unterneh- 
men häufig noch zu wenig bekannt sei- 
en. Sie streben deshalb eine Konferenz 
der Beteiligten an, um den Informati- 
onsaustausch über die Möglichkeiten 
zur Verbesserung der Beschäftigung 
von Schwerbehinderten zu verstärken. 
Weitere Gesprächsthemen waren die 
Rehabilitation sowie die Qualität in den 
Pflegeeinrichtungen, die durch die 
Heimaufsicht der Länder und die 
Durchsetzung der Qualitätsstandards 
durch die Pflegekassen besser gesichert 
werden müsse. Die Gesprächsteilneh- 
mer stimmten überein, daß die bei der 
Pflegeversicherung entstandenen Rück- 
lagen zur Sicherheit und Stabilität die- 
ser neuen Sozialversicherung benötigt 
werden und nicht für kurzatmige Bei- 
tragssenkungen zur Verfügung stehen. 

aufgezeigt. Diese Daten erfordern deshalb 
umgehend bildungspolitische Korrekturen. 
Schulleistungsvergleiche müssen auf Dau- 
er fortgesetzt werden und auf andere zen- 
trale Unterrichtsfelder ausgeweitet wer- 
den. 
Diese neuen Untersuchungen müssen zü- 
gig realisiert werden und dürfen nicht 
durch endlose Debatten in der KMK ver- 
zögert werden. Maßstab für zukünftige 
Schulleistungstests ist die Qualität der be- 
reits vorliegenden Untersuchungen. Die 

CDU/CSU-Fraktionsvorsitzenden werde* 
keine Leistungsvergleiche akzeptieren. dl 

durch andere Aspekte oder Meßverfahren 
aufgeweicht werden. Zudem muß Sorge 
dafür getragen werden, daß die Auswahl 
der Institute für diese Untersuchungen 
nicht zur politischen Einflußnahme durc 
die SPD-Länder genutzt wird. Die , 
CDU/CSU-Fraktionsvorsitzenden bekräi' 
tigen ihr Ja zu Schulleistungstests, beste' 
hen aber auf einer objektiven und sacho ^ 
entierten Realisierung. 
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Keine Zusammenarbeit 
mit radikalen Kräften 

J^ie SPD und bestimmte Medien be- 
haupten immer wieder, die CDU wür- 
de auf kommunaler Ebene mit der 
j*DS zusammenarbeiten. Diese Be- 
hauptung ist unwahr, denn die CDU 
lst die einzige Partei, die sich eindeutig 
und nachhaltig von radikalen Kräften 
a°grenzt. 

^>r haben einen Grundsatzbeschluß, der 
"ach wie vor Gültigkeit hat: „Die CDU 
ehnt jede Vereinbarung über eine politi- 

'che Zusammenarbeit und jede Koalition 
^ll links- und rechtsradikalen Parteien ab, 
!^ie z. B. mit der PDS, DVU, den Republi- 
anern oder ähnlichen Gruppierungen. Ein 
erstoß gegen diesen Grundsatz ist mit 
ei Zielen und der Mitgliedschaft in der 

J-pU unvereinbar." (Beschluß des 3. Par- 
r^ags der CDU Deutschlands, 18. Okto- 
ber 1992) 

nsa- 

le CDU hat eine klare Position. Nach 
nserem Verständnis ist es die gemei..„ 
e Aufgabe aller demokratischen Partei- 

,' gegen jede Form des politischen Radi- 
al'smus zu kämpfen. Wir ziehen die PDS 

.Uch nicht auf kommunaler Ebene mit ins 
°°t, wie es die SPD in Sachsen-Anhalt 
acht. Dies sind nur Behauptungen, um 
n der eigenen Verantwortung abzulen- 

en- Hier die Beispiele: 

* Güstrow 
(Mecklenburg-Vorpommern) 

Ch7'rt* behauptet, in Güstrow sei ein 
pj. ^""Bürgermeister mit Stimmen der 
iri S gewählt worden. Richtig ist, daß es 
jj. UstI"ow einen SPD-Bürgermeister 

CdPpner gibt' der mit Stimmen von SPD 
pt)S gewählt wurde. 

II. Boizenburg 
(Mecklenburg-Vorpommern) 

Es wird behauptet, CDU und PDS hätten 
gemeinsam einen Bürgermeister gewählt. 
Tatsache ist, daß ein FDP-Kandidat von 
der CDU als Kompromißkandidat vorge- 
schlagen und gewählt wurde. Es gab keine 
Absprachen mit der PDS. 

III. Wittenburg 
(Mecklenburg-Vorpommern) 

Es wird behauptet, der CDU-Kandidat 
sei mit Stimmen der PDS zum Bürgermei- 
ster gewählt worden. Richtig ist, daß der 
CDU-Kandidat in geheimer Abstimmung 
gewählt wurde. Es gab keine Absprachen 
mit der PDS. 

IV. Röbel 
(Mecklenburg-Vorpommern) 

Es wird behauptet, die CDU hätte der 
PDS zu einem Bürgermeisterposten ver- 
holfen. Richtig ist, daß der SPD-Bürger- 
meister in geheimer Wahl abgewählt wur- 
de. In drei Wahlgängen kam keine Mehr- 
heit für einen neuen Bürgermeister zustan- 
de. Per Losentscheid ging der Bürgermei- 
sterposten an die PDS. 

V. Bernau, Kreis Uckermark, 
Kreis Prignitz (Brandenburg) 

Es wird behauptet, der CDU-Bürgermei- 
ster in Bernau bzw. die Landräte im Kreis 
Uckermark und im Kreis Prignitz seien 
mit Stimmen der PDS gewählt worden. 
Richtig ist, daß die CDU-Kandidaten in 
geheimer Abstimmung gewählt wurden. 
Es gab keine Absprachen mit der PDS. 
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VI. Neuenhagen (Brandenburg) 
Es wird behauptet, die PDS habe 1993 
dazu aufgerufen hat, den CDU-Bürger- 
meister zu unterstützen. Richtig ist, daß in 
der Stichwahl zwischen CDU und SPD 
die PDS dazu aufgerufen hatte, den kom- 
petenteren Kandidaten der CDU zu 
wählen. Richtig ist auch, daß die CDU 
keinen Einfluß auf die Wahlempfehlungen 
der PDS hat. Es gibt in Neuenhagen keine 
Zusammenarbeit mit der PDS. 

VII. Halle (Sachsen-Anhalt) 
Es wird behauptet, daß die PDS mit Un- 
terstützung der CDU einen Dezernenten 
stellt. Richtig ist, daß die Wahl des PDS- 
Kandidaten Gärtner (PDS) zum Dezernen- 
ten am 7.12. 1994 erfolgte. Die damaligen 
Mehrheitsverhältnisse waren wie folgt: 
PDS 15, SPD 14, CDU 13, FDP 5, Grüne 
3, Neues Forum 2, Rep 1, Graue Panter/ 
Volkssolidarität 3. Der Oberbürgermeister 
ist als geborenes Mitglied ebenfalls 
stimmberechtigt. 
Der PDS Kandidat erreichte im ersten Wahl- 
gang bei 52 anwesenden Stimmberechtigten 
26 Stimmen, der Gegenkandidat von der 
CDU 14. Im zweiten Wahlgang wurde der 
PDS-Kandidat Gärtner mit 28 Stimmen ge- 
wählt. Die SPD hat in beider Wahlgängen 
keinen eigenen Kandidaten aufgestellt. 

VIII. Sangerhausen 
(Sachsen-Anhalt) 

Es wird behauptet, der PDS-Bürgermei- 
ster regiere mit Unterstützung der CDU. 
Richtig ist, daß der PDS Bürgermeister 
direkt von der Bevölkerung gewählt ist 
und keine Mehrheit im Rat von Sanger- 
hausen hat (CDU 11, SPD 10, PDS 9, 
FDP 4, B.I.S. 4, VS 2). Es gibt keine Ab- 
sprachen mit der PDS. 

IX. Schmölln (Thüringen) 
Es wird behauptet, es gäbe ein gemeinsa- 
mes Flugblatt von CDU, DSU, FDP und 

PDS. Tatsache ist, daß der SPD-Frakti- 
onsvorsitzende den Stadtrat und die Poli- 
tik in der Stadt verunglimpft und beleidig1 

hat. Als Reaktion darauf haben CDU, 
DSU, FDP und PDS ein Flugblatt an die 
Bürger in Schmölln verteilt, um die Erfol- 
ge der Arbeit des ganzen Rates und der 
Stadtpolitik darzustellen. 

X. Artern (Thüringen) 
Es wird behauptet, in Artern sei der PDS 
Bürgermeister auf die Stimmen der CDU 
angewiesen. Richtig ist, daß die PDS in 
der Gemeindvertretung keine Mehrheit 
hat. (PDS 5, SPD 6, CDU 4, DA 3, FDP 3, 
Freie Wähler 1). Bei der Wahl zum haupt- 
amtlichen Bürgermeister gewann der 
PDS-Kandidat Koenen im Oktober 1997 
gegen den CDU-Kandidaten Peschke, der 
zuvor stv. Bürgermeister war. Nach der 
Wahl erklärte Herr Peschke seinen Rück- 
tritt, weil er nicht für den ehemaligen Par1' 
eisekretär Koenen als Stellvertreter arbei- 
ten wollte. 

XI. Hildburghausen 
(Thüringen) 

Es wird behauptet, der Bürgermeister d& 
PDS sei auf die Stimmen der CDU ange- 
wiesen. Richtig ist, daß der CDU-Bürgef 
meister mit SPD und PDS abgewählt wuf 
de und seitdem die PDS den Bürgermei- 
ster stellt, der keine Mehrheit in der Ge- 
meindevertretung fjat (CDU 7, SPD 6, 
PDS 5 + Bürgermeister, FDP 5). Es gibt 
keine Absprachen mit der PDS. 

XII. Hoyerswerda (Sachsen) 
Es wird behauptet, der PDS-Bürgermei' 
ster verfüge über keine eigene Mehrheit 
im Parlament und auf Stimmen anderer 
Fraktionen angewiesen. 
Das stimmt: PDS 16, CDU 12, SPD H» 
FDP 2, Grüne 1. Tatsache ist, daß die 
CDU keine Absprachen mit der PDS füf* 
oder geführt hat. 
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XIII. Kreis Leipziger Land 
(Sachsen) 

Es wird behauptet, ein PDS-Abgeordne- 
ter sei mit Stimmen der CDU zum Vorsit- 
zenden gewählt worden. Tatsache ist: der 
pDS-Abgeordnete Wolfgang Stutz wurde 
am 13.9.1994 zum Vorsitzenden des Fi- 
nanzausschusses gewählt. Auf Antrag 
des CDU-Abgeordneten Dr. Schiefer hat 
der Kreistag am 5.10.1994 mehrheitlich 
^schlössen, den Finanzausschuss wieder 
aufzulösen. 
*js gibt keinen PDS-Vorsitzenden des 

lr>anzausschusses. 

*IV. Berlin-Lichtenberg 
£s wird behauptet, die CDU hätte mit 
Bündnis 90/Die Grünen und der PDS den 
rj-irgermeister Muchas von Bündnis 
0/Die Grünen gewählt. Richtig ist, daß 
'e SPD einen belasteten Kandidaten auf- 

stellt hat, den die CDU nicht mitwählen 
°nnte. Der Gegenkandidat von Bündnis 

.WDie Grünen bekam bei der Wahl die 
y^hrheit. Es gab keine Absprachen mit derPDs_ 

XV. Warin (Mecklenburg- 
Vorpommern) 

Es wird behauptet, der Bürgermeister sei mit 
Stimmen der CDU, FDP und PDS gewählt 
worden. Richtig ist, daß der CDU-Kandidat 
in geheimer Abstimmung gewählt wurde. Es 
gab keine Absprachen mit der PDS. 

XVI. Magdeburg 
(Sachsen-Anhalt) 

Es wird behauptet, die CDU hätte mit der 
PDS gegen den Antrag gestimmt, den Bahn- 
hofsvorplatz in „Willy-Brandt-Platz" umzu- 
benennen. Richtig ist, daß sich die SPD be- 
harrlich weigert, eine Straße nach Konrad 
Adenauer oder Ludwig Erhard zu benennen. 
Es gab keine Absprache mit der PDS. 

XVII. Greifswald (Mecklen- 
burg-Vorpommern) 

Es wird behauptet, die PDS hätte für den 
CDU-Bürgermeister gestimmt. Richtig ist, 
daß der CDU-Bürgermeister Görlich mit 
Stimmen der CDU abgewählt wurde, wie 
es auch in der SPD-Pressemeldung steht. 

Ausbilden - Wir machen mit! 
£•* 18. Juni hat die Bundesanstalt für Arbeit nunmehr zum dritten Mal einen 
bundesweiten Aktionstag zur Gewinnung weiterer, dringend benötigter be- 
trieblicher Ausbildungsmöglichkeiten durchgeführt. 
^•ehre Tausend Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Arbeitsämter und Landesar- 
sitsämter warben bei Betriebsbesuchen nochmals verstärkt um zusätzliche Ausbil- 

jj*Ungsplätze. Bundesweit war eine eigene Hotline der Berufsberatung unter der 
^mrner 01 80/3 22 55 geschaltet, die sowohl von Betrieben als auch von Interes- 
sen, die einen Ausbildungsplatz suchen, genutzt werden konnte. 

"ese Aktion wurde durch die Initiative „Ausbilden - Wir machen mit!", die Wirt- 
cnaft, Bundesregierung und Bundesanstalt für Arbeit am 19. März 1997 gestartet 
lat>en, unterstützt. 
*le|e der Initiative: 

Betriebe und Verwaltungen auffordern, verstärkt Lehrstellen anzubieten, 

Ausbildungsbetrieben ermöglichen, mit ihrer Ausbildungsleistung zu werben. 
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100 Tage SPD-Kandidat Schröder 
IAm letzten Montag erlebten wir den 

• 100. Tag seit Ausrufung Gerhard 
Schröders zum Kanzlerkandidaten der 
SPD. 107 Tage vor der Wahl war er 
also den 100. Tag Kandidat. 100 Tage, 
an denen Schröder sich verweigert hat, 
in wichtigen Fragen der deutschen Poli- 
tik Stellung zu beziehen. 
Bislang ist lediglich deutlich geworden, 
welche Bündnisstrategie der SPD-Kandi- 
dat verfolgt. „Ich bin bereit" wurde zual- 
lererst mit dem Inhalt gefüllt „Ich bin be- 
reit zu Rot-Grün". Am 6. März (Tag 6) 
teilt er mit, daß er auch dann mit Bündnis 
90/Die Grünen eine Regierung bilden will, 
wenn diese nur eine Stimme Mehrheit 
zum Regieren haben sollte (Die Woche, 6. 
3. 98). Dieser eindeutigen Aussage folgte 
mittlerweile die Bereitschaft weiter Teile 
der Partei zu einem rot-grün-dunkelroten 
Bündnis. 
Schröders Widerstand gegen die Regie- 
rungsbildung in Magdeburg dürfte auch 
deshalb nicht heftiger ausgefallen sein, 
weil er vor vier Jahren zu den entschiede- 
nen Befürwortern einer durch die PDS 
tolerierten Landesregierung gehörte. Der 
Spiegel weist am 4. Mai noch einmal dar- 
auf hin, daß Schröder noch 1994 Höppner 
geraten habe: „Nimm doch die PDS mit in 
die Regierung..." 
nDie Sozialdemokraten haben stets 

• Angst davor gehabt, daß die Bun- 
destagswahl zu einer echten Richtungs- 
wahl werden könnte. Sie haben in den 
letzten Wochen und Monaten erheblich 
dazu beigetragen, dieser grundsätzlichen 
Auseinandersetzung in den zukünftigen 
Weg Deutschlands nicht mehr ausweichen 
zu können. Der Versuch der Sozialdemo- 
kraten, zumindest verbal in die Mitte zu 
rücken, ging kräftig daneben. Spätestens 
nach der Vorstellung des Schattenkabinetts 

läßt sich feststellen: Von Mitte weit und 
breit keine Spur. Alles nur alte linke 
Schatten. 
Das einzig Neue an Schröders SPD ist: 
Show-Effekte sollen von den altbackenen 
Vorstellungen der SPD ablenken: „Licht- 
stimmung IIc", wie im vorläufigen Ab- 
laufplan des SPD-Parteitags in Leipzig W 
Schröder nach Betreten des Rednerpultes 
vorgesehen, als Ersatz für Politik! Klaus 
Bresser, ZDF-Chefredakteur, brachte es 
nach dem SPD-Parteitag auf den Punkt: 

Erklärung von 
Generalsekretär Peter Hintze 

am 12. Juni 

„Die Aufführung ist zu Ende, und an die- 
ser Stelle stünde jetzt besser ein Theater-, 
kritiker als ein politischer Kommentator. 
Die amtierende Regierungsmannschaft dß 

Union, inklusive dem Kanzler, ist um ein1' 
ges jünger als Schröders Schattenkabinet • 
Das zeigt auch, daß die SPD im Grunde 
keine Führungsreserve hat. Unser Person^ 
angebot ist dem der Opposition deutlich 
überlegen. Das gilt für den Spitzenmann* 
das gilt für die Regierungsmannschaft, 
und das gilt für die Führungsreserve. 
Schröders Strategie zielt weiterhin auf 
weitestgehende Entpolitisierung, um s'c 

nicht stellen zu müssen. Den Deutschen 
Bundestag mißachtet er. Der entscheide^ 
den Debatte über die Einführung des Eü 

blieb er fern, weil ihm die „Kampa" rSj» 
nicht mit dem „Bonner Betrieb" in VerD 
dung gebracht zu werden. 
Zu allen wichtigen politischen Fragen 
schweigt er, weil er entweder nichts be» 
tragen hat oder in Konflikt geraten Wj»r 

entweder mit seinem Parteivorsitzende 
oder mit sich selbst. 
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mich nenne fünf zentral politische 
• Felder, bei denen Schröders Versa- 

Sen deutlich wird: 

d Die Beschäftigungspolitik: 
as SPD-Wahlprogramm droht den Deut- 

Qn mit der Rücknahme unserer Refor- 
men für Wachstum und Beschäftigung. 
j 'e SPD hat stets versucht, den Wirt- 
^^aftsaufschwung hinauszuzögern in der 
* °ffnung, dies würde ihr im Wahlkampf 

um Vorteil gereichen. Sie hat dies nicht 
^chafft. Mit 3,8% Wirtschaftswachstum 

lchnen wir das höchste Wachstum seit 
|. [Wiedervereinigung. Es ist auch deut- 
le .n: Wir erleben eine Trendwende am Ar- 
9 J^markt, wie wir das seit Monaten 

kündigen. Seit Beginn des Jahres haben 
i .o 600000 Menschen einen neuen Ar- 
0 llsplatz gefunden. Die Zahl der offenen 
§^e||en ist um 123000 auf 484000 gestie- 
lt ii      erfariRingsgemäß nur jede dritte 
^"e dem Arbeitsamt gemeldet wird, be- 
1 tet dies einen Anstieg der offenen Stel- 
daJ UlTl ca- 400000. Im Endeffekt heißt 
SJ; Circa eine Million zusätzlicher Be- 
.  ^'gungschancen in nur fünf Monaten. 
|e.s "aben wir zu diesem Thema in den 
ten      hundert Ta8en von SPD-Kandida- 
{j §ehört? Am 25. März schlägt er den 
$u 

erner>men eine zweijährigen Entlas- 
gsstopp vor, den diese zu Recht als 

u   Ur)d völlig unrealistisch ablehnen. 
^ n kann zu Recht sagen: Wer die Refor- 
refn ZUrü^kdrehen will, wer die Steuer- 
Vert

rrn blockiert und ansonsten über die 
s0p,eilung der vorhandenen Arbeit philo- 
bej. ,!ert' hat den Kampf gegen die Ar- 
.   sl°sigkeit aufgegeben. 

Dje 

deütp lrtschaftliche Entwicklung zeigt 
f°rrn       Unsere Politik stimmt. Die Re- 
der »en w'rken< und mit Verwirklichung 
enisch°ßen Steuerreform machen wir den 
^r p    denden Schritt zur Verstetigung 

cntwicklung. CDU wählen heißt 

^ie Steuerpolitik: 

große Steuerreform wählen. Große Steuer- 
reform wählen heißt den Aufschwung stär- 
ken. Den Aufschwung stärken heißt Be- 
schäftigung stärken. Das ist eine entschei- 
dende Botschaft: wir kämpfen gegen die 
Arbeitslosigkeit, auch wenn dazu unpo- 
puläre Maßnahmen notwendig sind. 

Zwischen dem 23. und 31. März diskutiert 
die SPD sehr chaotisch über mögliche Spit- 
zensteuersätze. Angebot: Werte zwischen 
43 und 49 Prozent. Einer hat dazu keine 
Meinung: Gerhard Schröder. Er schweigt 
wie immer, wenn es wichtig ist. Möglicher- 
weise wollte er jedoch auch nur vertuschen, 
in der Steuerpolitik über keinerlei Konzept 
zu verfügen. War er es doch, der 1996/97 
binnen eines Jahres dreimal seine Meinung 
geändert hat, ob es zu einer Steuerreform 
kommen soll. Schröder war es, der bei der 
Höhe des Spitzensteuersatzes mindestens 
drei Meinungen in drei Monaten vertrat, 
mindestens drei Meinungen in sechs Mona- 
ten bei der Senkung der Unternehmenssteu- 
ern, mindestens vier verschiedene Positio- 
nen in 16 Monaten beim Thema „Mehr- 
wertsteuererhöhung im Zuge einer Steuer- 
reform", kürzestes Intervall zwei Wochen. 
Und Schröder war es, der nicht weniger als 
sechs Meinungsänderungen in 15 Monaten 
bei der „Öko-Steuer" vollzogen hat. 
Bei der Koalition sehen die Menschen 
klar. Wir lassen uns messen an dem Ge- 
setz, das im Deutschen Bundestag be- 
schlossen und bis auf den heutigen Tag 
vom Bundesrat blockiert wird. Demge- 
genüber entnehmen wir den Wahlpro- 
grammen von SPD und Grünen - und mit 
der PDS wird es keineswegs besser - die 
Ablehnung grundlegender Steuersenkun- 
gen für alle und dafür acht neue Steuern: 
eine Energiesteuer, eine Ausbildungsabga- 
be, eine Mindeststeuer für Unternehmen, 
eine Lastenausgleichsabgabe, eine 
Schwerverkehrsabgabe, eine Vermögens- 
steuer, eine Devisensteuer, und eine Kero- 
sinsteuer. Rot-Grün macht Deutschland 
zum Steuer- und Abgabenstaat. 



Seite 28 • UiD 20/1998 SPD-KANDIDAT SCHRÖDER 

Die Alterssicherung: 
Mit der Ankündigung, die Rentenreform 
rückgängig machen zu wollen, zerstört 
die SPD die Sicherheit der Rente und 
verhindert stabile Rentenbeiträge. 
Gleichzeitig verfügt sie selbst nicht über 
ein tragfähiges Konzept, wie der Renten- 
streit in der SPD unmittelbar nach der 
Aufnahme des stellvertretenden IG-Me- 
tall-Vorsitzenden Riester in Schröders 
Schattenkabinett noch einmal drastisch 
verdeutlichte. Riester forderte eine Min- 
destrente, die knapp unter 1500 Mark lie- 
gen soll und steuerfinanziert wird. Das 
heißt, jeder soll in Zukunft Anspruch auf 
mindestens 1400 Mark haben, auch wenn 
er nie in die Rentenkasse eingezahlt hat. 
Der Ausstieg aus der leistungsbezogenen 
beitragsfinanzierten Rente war eingeläu- 
tet. Schröder griff selbst in die Diskussi- 
on ein und machte mit seiner Aussage für 
die, die jetzt von der Schule kommen, 
soll es nur noch eine beitragsfinanzierte 
Grundrente geben (Wirtschaftswoche, 21. 
5. 98) das Rentenchaos bei der SPD per- 
fekt. Lafontaine schimpft vor der Bun- 
destagsfraktion, das Gerede einiger sei- 
ner Parteikollegen zur Rente gehe ihm 
langsam „auf den Geist" (SZ, 29. 5. 98) 
Niemand, nicht einmal in der SPD selbst, 
weiß, wofür die SPD bei der Rente steht. 
Die unterschiedlichen Vorstellungen 
haben eines gemeinsam: Sie gefährden 
die Renten der Älteren und betrügen die 
Jungen, die zusätzlich belastet werden 
sollen. 

Die innere Sicherheit: 
Bei der ersten wichtigen kritischen Ent- 
scheidung nach der Nominierung Schrö- 
ders, der akustischen Wohnraumüberwa- 
chung, kam es gleich am 5. Tag zum si- 
cherheitspolitischen Offenbarungseid. Zu- 
sammen mit Bündnis 90/Grüne und PDS 
durchlöchert Schröders SPD diese Maß- 

nahme zur wirksamen Bekämpfung des 
organisierten Verbrechens. 
Wie in Niedersachsen praktiziert, läßt 
Schröder zu, daß dort, wo innere Sicher- 
heit gestärkt werden müßte, sie weiter 
geschwächt wird. Er selbst hat in Nieder- 
sachsen Polizei und Verfassungsschutz 
im Stich gelassen und geschwächt. Im 
Bundesrat torpedierte er eine Stärkung 
der inneren Sicherheit mit seinem Nein. 
Es war so, als er 1992 gegen die Erweite- 
rung des Zuständigkeitsbereiches des 
Bundesgrenzschutzes stimmte, als er 
1993 seine Zustimmung zum Asylkom- 
promiß und der notwendigen Änderung 
des Artikel 16 des Grundgesetzes ver- 
weigerte, 1994 gegen das Gesetz zur 
Bekämpfung der organisierten Krimina- 
lität stimmte und auch dem Gesetz zur 
Einführung eines neuen Haftgrundes zur 
Sicherung der Hauptverhandlung seine 
Zustimmung versagte. Schröder hat außef 

starken Sprüchen zum Thema innere 
Sicherheit nichts zu bieten. Rot-Grüne 
Landesregierungen versagen in gleicher 
Weise bei der Verbrechensbekämpfung. 
Schröder und Rot-Grün: Das ist ein 
Sicherheitsrisiko für Deutschland. 

Die Außenpolitik: 
Wenn Gerhard Schröder internationales 
Parkett betritt, läßt er keinen Fettnapf 
aus. Blamierte er Deutschland schon m«1 

seinen Äußerungen zum Euro bis auf die 
Knochen, so war sein Treffen mit dem 
weißrussischen Diktator Lukaschenko afl1 

53. Tag seiner Kandidatenschaft eine haf' 
sehe Brüskierung der EU. Die EU hatte 
per Ratsbeschluß den Mitgliedern drin- 
gend empfohlen, wegen der diktatori- 
schen Regierungsweise auf Kontakte au» 
höchster Ebene zu verzichten. Mit seinef 
außenpolitischen Instinktlosigkeit gefahf' 
det Schröder Deutschlands Ansehen in 
der Welt und bringt unser Land als ver- 
läßlichen Partner bei seinen Nachbarn in 

Verruf. 
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Schröder erneut zum „Wettstreit 
der Argumente" eingeladen 

Der Vorsitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Wolfgang 
Schäuble, der Vorsitzende der FDP- 
Bundestagsfraktion, Hermann Otto 
Sol ms, und der Vorsitzende der 
CSU-Landesgruppe, Michael Glos, 
haben gemeinsam den folgenden 
Brief an den SPD-Kanzler- 
kandidaten und niedersächsischen 
Ministerpräsidenten Gerhard 
Schröder geschrieben: 

Sehr geehrter 
Herr Ministerpräsident, 
wir möchten Sie erneut einladen, mit 
uns auf einen „Wettstreit der Argumen- 
te", für den Sie sich in öffentlichen 
Anzeigen stark machen, auch wirklich 
einzulassen und mit uns vor dem Fo- 
rum der Nation zu diskutieren. Die 
vorausgegangene Einladung haben Sie 
leider ausgeschlagen und sich von 

Frau Fuchs vertreten lassen. So sehr 
wir unsere Kollegin schätzen, schien 
uns dieses Verfahren nicht ganz gelun- 
gen zu sein. So nahm sie Sie zum Bei- 
spiel entgegen Ihren öffentlichen 
Äußerungen für eine Ausbildungs- 
platzabgabe in Anspruch. Solange Ihre 
Positionen so unklar bleiben, kann ei- 
ne Diskussion darüber, welche Ent- 
scheidungen in den kommenden Jah- 
ren getroffen werden müssen, nicht 
zustande kommen. Deshalb erneuern 
wir unsere Einladung an Sie, mit uns 
im Deutschen Bundestag zu diskutie- 
ren, wie wir Deutschlands Zukunft am 
besten gestalten. Die nächste Gelegen- 
heit bietet sich am kommenden Don- 
nerstag in der Debatte des Deutschen 
Bundestages zum Europäischen Gipfel 
in Cardiff. Wir würden uns freuen, Sie 
dort zu sehen und mit Ihnen Argumen- 
te austauschen zu können. 

WZ Schröders 100 Tage als Kandidat 
j^ V »haben eines ganz deutlich gezeigt. 

er Mann, der schon in Niedersachsen 
!.ersagt hat, hat sich mit der Kandidatur 
ür das Amt des Bundeskanzlers über- 

I  ^men. Führungsschwach und inhalts- 
eer versucht er, sich durchzulavieren. 
^ngesichts des programmatischen und 
Personellen Notstands, der bei der SPD 
•pirscht, werden die letzten 100 Tage vor 
,er Bundestagswahl für die Sozialdemo- 
kraten noch sehr lang. Während sich die 
. n'on im Wahlkampf im Aufwind befin- 
IOA 

Ze'Sen s'cn De' der SPD schon nach 
UO Tagen Ermüdungs- und Abnutzungs- 
Jscheinungen. Es reicht eben nicht, 
. er>n sich der Kandidat bei entscheiden- 
en Fragestellungen entweder der 
ntWort entzieht, Zuflucht in nebulöser 

Unverbindlichkeit sucht oder mit seinen 
Aussagen die eigene Partei verwirrt. Mit 
einem Kandidaten ohne Gewähr, einer 
Politik mit beschränkter Haftung und 
einem Linkskurs, bei dem Grüne und 
PDS willkommene Bündnispartner sind, 
hat Schröders SPD in den letzten 100 
Tagen noch einmal nachhaltig unterstri- 
chen: 
Der SPD und ihrem Kandidaten fehlt die 
Substanz, um Verantwortung für das wie- 
dervereinigte Deutschland in einer zu- 
sammenwachsenden Welt zu überneh- 
men. 

Das rot-grün-dunkelrote Protokoll läßt 
stattdessen erahnen, welche Risiken dieses 
Linksbündnis um Schröder für Deutsch- 
lands Zukunft hinaufbeschwört. • 
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Schröders Mittelstandskonzept - 
Steuererhöhungen zwischen den Zeilen 

Der niedersächsische Ministerpräsi- 
dent Schröder hat am 25. Mai ein 
Mittelstandskonzept für eine sozial- 
demokratisch geführte Bundesregie- 
rung vorgestellt. Titel des 22 Punkte 
umfassenden Konzepts: „Aufbruch 
für einen modernen Mittelstand - 
Konzept für eine zukunftsweisende 
Mittelstandspolitik". Erkennbares 
Ziel des Konzeptes ist es, im Hand- 
streich - bis hin zur Wortwahl - un- 
sere Positionen in der Mittelstands- 
politik zu besetzen und als seine 
eigenen auszugeben. 

Zitat: 
# „Die sozialdemokratisch geführte 

Bundesregierung wird auf mehr Markt, 
mehr Feiraum und mehr Eigeninitia- 
tive setzen." 

• „Die Mittelstandspolitik der SPD- 
geführten Bundesregierung beruht auf 
dem Leitbild des modernen mittel- 
ständischen Unternehmens und Selb- 
ständigen. " 

Deshalb ist es notwendig, das vorgestellte 
Mittelstandskonzept Schröders trotz neuer 
Wortwahl als das zu entlarven, was es ist: 
ein Steuererhöhungsprogramm für alle 
mittelständischen Unternehmen. In Ver- 
bindung mit dem SPD-Wahlprogramm hat 
es entsprechende negativen Auswirkungen 
auf die Wettbewerbsfähigkeit kleiner und 
mittlerer Unternehmen. Daneben ver- 
spricht es eine Vielzahl von Reformmaß- 
nahmen, die jedoch nicht neu sind, son- 
dern von uns bereits auf den Weg gebracht 
wurden. 

I. Mehrbelastungen 
durch Steuer- und 
Abgabenerhöhungen 

• Steuerreform: 
Schröder fordert, Steuern und Ab- 
gabenfür mittelständische Unterneh' 
men zu senken: 

Zitat: „Im Mittelpunkt der Unternehmens- 
Steuerreform steht die Senkung der Kör- 
perschaftsteuersätze auf ein international 
vergleichbares Niveau. Der Steuersatzß\ 

Von Hans-Peter Repnik, 
Stellvertretender Vorsitzender 

der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion 

gewerbliche Einkommen wird gesenkt, W 
gezielt kleine und mittlere Unternehmen 
zu entlasten und ihre Investitionskraft Zu 
stärken. Mittelfristiges Ziel ist eine recht? 
formunabhängige UnternehmensbesteuC 
rung mit einem einheitlichen Unterneh- 
menssteuersatz von 35 % ". 
Die Forderung Schröders entspricht den 
Petersberger Beschlüssen der Koalition' 
eine große Steuerreform, die er als niedef 

sächsischer Ministerpräsident im Bunde*' 
rat blockiert hat. Das Mittelstandspro- 
gramm verschweigt jedoch - im Gegen' 
satz zum SPD-Wahlprogramm -, daß di* 
Gegenfinanzierung der SPD-Steuerrefo'11 

fast ausschließlich im UnternehmensseK' 
tor stattfindet. Eine Nettoentlastung der 
Unternehmen scheint also nicht geplant- 
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Konkret kündigt MP Schröder weiter an, 
"aß auch Freiberufler und Selbständige 
ak Unternehmen „in den Genuß der gün- 
stlgen Unternehmensbesteuerung" kom- 
men sollen. Hierzu soll ihnen die Option 
QuJ eine Besteuerung nach dem Körper- 
Scnaftsteuerrecht eingeräumt werden, um 
üen Einkommensteuerspitzensatz, nicht 
Senken zu müssen. 
j^ies bedeutet aber im Klartext, daß diese 
puppen damit auch gewerbesteuerpflich- 
'§ werden (bisher gewerbesteuerfrei). Die 
jjürchschnittliche Steuerbelastung der 
•"eiberufler und Selbständigen würde 

^ann auf über 47 Prozent ansteigen und 
arnit nicht, wie von Schröder verspro- 

chen, sinken. Ein solches Optionsmodell 
lst in den 50er Jahren aufgrund der damit 
erbundenen praktischen Schwierigkeiten 
e> der steuertechnischen Umsetzung be- 
e,t-s nach kurzer Zeit wieder abgeschafft 
0rden. Nur wenige Unternehmer haben 

es damals genutzt. 
^'e mittelstandsfeindlich die SPD-Steuer- 
Nitik ist, läßt sich auch daran ablesen, 
aß sie die im Zuge der Dritten Stufe der 
jtternehmenssteuerreform geplante mit- 

^'standsfreundliche Absenkung der Ge- 
erbeertragsteuer verhindert hat. Auch 
künftig plant sie keinen solchen Schritt. 

' Ökologische Steuerreform: 
Daneben verspricht Schröder eine 
Reduzierung der gesetzlichen Lohn- 
Zl*satzkosten. Die Sozialversicherun- 
gen sollen „von versicherungsfrem- 
den Leistungen entlastet" werden. 
en bleibt in seinem Mittelstandskon- 

^ Pt, wie diese Umfinanzierung gegenfi- 
^n2iert werden soll. Die Antwort gibt das 
ökol 

'Programm der SPD: Hier wird eine 
°gische Steuerreform auch im natio- 

ne 
en Alleingang gefordert. Wettbewerbs- 

sj   trautät und Aufkommensneutralität 
gr   '

irn Gegensatz zum Zukunftspro- 
amm der CDU, das einen nationalen Al- 

leingang zudem ausschließt, für die SPD 
keine Kriterien. Je nach Ausgestaltung er- 
geben sich deshalb hohe zweistellige 
Milliardenbeträge an zusätzlicher Steuer- 
belastung. Dem Standort Deutschland 
wird so großer Schaden zugefügt. 

• Einführung einer Ausbildungs- 
platzabgabe: 
Seit der Mittelstandsdebatte im Bun- 
destag wissen es alle: Schröder befür- 
wortet eine Ausbildungsabgabe. 

Eine Ausbildungsabgabe bedeutet letztlich 
nichts anderes als eine Steigerung der 
Lohnnebenkosten und damit den Verlust 
von Wettbewerbsfähigkeit und Arbeits- 
plätzen. Unternehmen brauchen nicht 
mehr, sondern weniger Abgaben. Nur 
dann wird es auch ein größeres Angebot 
an Lehrstellen geben. Die Umlagenidee ist 
von einem fundamentalen Mißtrauen in 
die Leistungsfähigkeit der Betriebe und 
marktwirtschaftlichen Abläufe geprägt. 
Sie führt zu noch mehr Bürokratentum 
und Verwaltungsaufwand und steht damit 
dem Ziel einer Verschlankung des Staates 
diametral entgegen. Eine Umlagenfinan- 
zierung führt zu keinem gerechten Lasten- 
ausgleich, da es keine sinnvolle Bemes- 
sungsgrundlage für die Höhe der Abgabe 
gibt. Sollen schrumpfende Wirtschafts- 
zweige genauso viele Jugendliche ausbil- 
den wie Unternehmen in florierenden 
Branchen? 

• Wiedereinführung einer 
privaten Vermögensteuer: 
Die SPD plant, eine Vermögensteuer 
auf Privatvermögen einzuführen. Die 
Höhe des Steuersatzes bleibt im 
Wahlprogramm wohlweislich offen. 
Erst nach der Wahl wird der Umver- 
teilungswille deutlich gemacht. 

Angesichts der Tatsache, daß Privat- und 
Betriebsvermögen im Steuerrecht nicht 
scharf getrennt werden können, wird es 
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nicht möglich sein, alle Privatvermögen 
einer solchen Besteuerung zu unterwerfen. 
Vielmehr wird es zu Steuergestaltungen 
kommen, die kaum unterbunden werden 
können. Damit kann eine solche neue 
Steuer nicht zur Steuergerechtigkeit bei- 
tragen. 
Das zusätzliche Steueraufkommen der 
Länder würde rund 2 Mrd. DM betragen. 
Die Rücknahme der im Jahressteuergesetz 
1997 vorgenommenen kompensatorischen 
Anhebungen von Erbschaft- und Grunder- 
werbsteuer ist nicht vorgesehen. Das be- 
deutet im Klartext: drastische Steuerer- 
höhung. 

• Einführung einer Mindeststeuer: 
Im SPD-Wahlprogramm ist die Ein- 
führung einer Mindeststeuer vorgese- 
hen. 

Der Vorschlag ist verteilungspolitisch ver- 
fehlt, steuersystematisch nicht haltbar und 
nur mit erheblichem Verwaltungsaufwand 
zu realisieren. Sinnvoller ist es, steuerliche 
Sonderregelungen und Vergünstigungen 
insgesamt abzubauen, damit also das Pro- 
blem an der Wurzel zu packen, wie dies 
das im Deutschen Bundestag beschlosse- 
ne, jedoch an der SPD-Mehrheit im Bun- 
desrat gescheiterte Steuerreformkonzept 
vorsah. Es ist besser, wenn ein Bezieher 
hoher Einkommen den im Rahmen der 
Einkommensteuerreform angestrebten 
Spitzensteuersatz von 39 Prozent bezahlt 
als den von der SPD angestrebten Min- 
deststeuersatz in Höhe des Eingangssteu- 
ersatzes. Hinzu kommt eine deutliche 
Komplizierung unseres Steuerrechts mit 
entsprechenden Kosten für den Steuer- 
pflichtigen. 

• Höhere Kfz-Steuer: 
Die SPD-gefiihrten Länder hegen den 
Plan, die Kfz-Steuer für leichte Nutz- 
fahrzeuge drastisch anzuheben. Hier- 
zu hat die Landesregierung von 

Nordrhein-Westfalen eine Bundes- 
rats-Initiative eingebracht, die vor- 
sieht, leichte Nutzfahrzeuge zukünftig 
wie PKW nach dem Hubraum zu be- 
steuern. 

Die Folge: zusätzliche Steuerbelastung 
von rund 1 Mrd. DM, die vor allem den 
Mittelstand treffen würde. 

• Rentenversicherungspflicht für 
alle Selbständigen: 
Das SPD-Wahlprogramm fordert die 
Einbeziehung aller Selbständigen in 
die gesetzliche Rentenversicherung- 

Mit ihrem fundamentalen Mißtrauen in d»ß 

Eigenverantwortung der Menschen wird 
der freie Entscheidungsspielraum des Ei"' 
zelnen erheblich eingeschränkt. 

II. Von uns bereits 
erfolgreich umgesetzte 
Maßnahmen 

Darüber hinaus kündigt MP Schröder eine 

Vielzahl von Maßnahmen an, die die Ko- 
alition - teilweise mit Zustimmung der 
SPD - bereits auf den Weg gebracht hat. 
Die Beispiele zeigen: Schröder kommt z»> 
spät. Er redet und verspricht, wo wir be- 
reits gehandelt haben. Die positiven Wif' 
kungen dieser Reformen werden sich ers 
nach und nach entfalten, da eine Vielzah' 
der Maßnahmen erst kürzlich in Kraft p' 
treten sind bzw. Anfang 1999 in Kraft tra- 
ten werden: 

• Erleichterung des Generations' 
wechseis 

Mit der Reform der Erbschaftsteuer (r** 
wirkend zum 1. Januar 1996 in Kraft) & 
wie der Ausdehnung des Eigenkapitalh»1' 
fe-Programms wurden Betriebsübergat* 
für Mittelständler erleichtert. 
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• Vereinfachung und Beschleuni- 
gung von Planungs- und Ge- 
nehmigungsverfahren 

bereits 1996 wurde die Errichtung neuer 
triebe und Betriebsstätten insbesondere 
Urch das Genehmigungsverfahrens-Be- 

_chleunigungsgesetz und die Novelle zum 
Uridesimmissionsschutzgesetz wesentlich 

leichtert und beschleunigt. 

' Erleichterung bei Kammer- 
beiträgen für Kleinbetriebe und 
Existenzgründer 

•^r haben - mit Zustimmung der SPD - 
^handelt; ab 1. Januar 1999 zahlen rund 
^.Drittel aller Betriebe keine IHK- 

eiträge mehr. MP Schröder reklamiert 
Jes für die SPD: Er fordert weitergehende 
;
ejreiung für Existenzgründer. Allerdings: 
^'stenzgründer fangen in aller Regel 

j; 'ein" an und sind insoweit ab 1999 auto- 
matisch von Beiträgen befreit. 

* Mittelstandsförderung bündeln 
^ e Mittelstandsförderung wurde bereits 
^zentriert und die Zahl der Förderpro- 

, arnme reduziert (derzeit 44). Dagegen 
f. s'ch die Zahl der Förderprogramme der 

ander weiter erhöht (derzeit über 500). 

Neue Dienstleistungsberufe 

A 
rtleinsam mit Sozialpartnern haben wir 

Ai yer^anren zur Modernisierung der 
re- ^üdungsberufe im Dienstleistungsbe- 
^ch erheblich beschleunigt. Darüber hin- 
'n j^Vur^en vier neue Ausbildungsberufe 
on 5

r Informations- und Kommunikati- 
hiebche 8eschaffen' die 1997 auf An- 

4-800 neue Lehrverträge erbrachten. 

kelbständigkeit in Berufsausbil- 
dung und Hochschulausbildung 

Bankern 
*i lrhab en gehandelt, z. B. durch die Ein- 

richtung von Existenzgründungslehr- 
stühlen an Hochschulen. 

• Gesetzlichen Rahmen für 
Wagniskapital verbessern 

Mit dem Dritten Finanzmarktförderungs- 
gesetz (in Kraft seit 1. April 1998) wurde 
der Zugang junger Unternehmen zu Wag- 
niskapital durchgreifend verbessert, zum 
Beispiel durch den erleichterten Zugang 
zur Börse. Darüber hinaus wurde ein um- 
fassendes Kapitalmarktkonzept vorgelegt, 
um den Zugang zu Wagniskapital weiter 
zu erleichtern. 

• Mittelstandsfreundliches 
Konkursrecht 

Die Neuordnung des Insolvenzrechts tritt 
am 1. Januar 1999 in Kraft. Kernpunkt: 
Unternehmer sollen nach einem Konkurs 
eine zweite Chance erhalten. 

Die Beispiele zeigen: Schröder kommt zu 
spät. Er redet und verspricht, wo wir be- 
reits gehandelt haben. Die positiven Wir- 
kungen dieser Reformen werden sich erst 
nach und nach entfalten, da eine Vielzahl 
der Maßnahmen erst kürzlich in Kraft 
gtreten sind bzw. Anfang 1999 in Kraft 
treten werden. 

III. Rücknahme der von 
uns durchgesetzten 
Reformen im Wahl- 
programm 

Darüber hinaus verspricht das SPD-Wahl- 
programm, erfolgreiche Reformen wieder 
zurückzunehmen: 

• Rücknahme der Neuregelung 
der Entgeltfortzahlung 
im Krankheitsfall 

Durch diese Neuregelung wurden Unter- 
nehmen um Arbeitskosten in Höhe von 
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rund 20 Mrd. DM entlastet. Eine Rücknah- 
me der Reformen würde einen großen Teil 
dieser Entlastung wieder zunichte machen. 

• Rücknahme der Rentenreform 
Dies führt zu Einnahmeausfällen von rund 
17 Mrd. DM und bedeutet höhere Renten- 
beiträge und damit höhere Lohnzusatzko- 
sten. Die demographische Entwicklung 
der Bevölkerung kann auch die SPD nicht 
leugnen. Wer keine Anpassungen struktu- 
reller Art vornimmt, kann die Steuer- und 
Abgabenbelastung insgesamt nicht sen- 
ken. Im Gegenteil: Mehrbelastungen sind 
vorprogrammiert. 

• Rücknahme von Maßnahmen 
in der Gesetzlichen Kranken- 
versicherung 

Jährliche Mehrbelastungen in Höhe von 
über 5 % Mrd. DM bei Beseitigung beste- 
hender Zuzahlungsregelungen. 

• Rücknahme der Anhebung der 
Kündigungsschutzschwelle 

Die Lockerung des Kündigungsschutzes 

war gerade für kleinere Betriebe eine 
wichtige Maßnahme für mehr Beschäfti- 
gung. Nach der Handwerks-Umfrage hat 
dies bereits zu rund 20.000 zusätzlichen 
Arbeitsplätzen geführt. Eine Rücknahme 
würde mehr, nicht weniger Arbeitslosig- 
keit bedeuten. 
Die Folgen der SPD-Politik sind klar: 
höhere Lohnzusatzkosten und weniger 
Flexibilität am Arbeitsmarkt. Wer darin 
keine direkte Ursache für mehr Arbeitslo- 
sigkeit sieht, hat die simpelsten wirt- 
schaftlichen Zusammenhänge nicht be- 
griffen: 

IV. Das SPD-Programm ist 
unsolide finanziert: 

Das SPD-Wahlprogramm weist eine Fi- 
nanzierungslücke von rund 90 Mrd. DM 
bei Bund, Ländern, Gemeinden und Sozi- 
alversicherungen auf. Dies ist eher noch 
als Untergrenze zu sehen, da viele an- 
gekündigte „Wohltaten" im Programm nur 

allgemein beschrieben und damit schwer 
quantifizierbar sind. Die Folgen sind klaf: 

Weitere Belastungen für Bürger und Wirt' 
schaft drohen. 

Wir gewinnen, wenn wir wollen 
Unter diesem Motto steht die 7. 

Bundesdelegiertentagung der 
Senioren-Union, zu der Bundesvor- 
sitzender Bernhard Worms nach Er- 
furt eingeladen hat. 
Vom 5. bis zum 7. Juli tagen die De- 
legierten in der Neuen Messe und 
wollen sich auf die letzten Wochen 
vor der Bundestagswahl vorbereiten. 
Die Versammlung ist gleichzeitig 
Deutschlandtag der Senioren-Union 
und soll ein Signal an die ältere Ge- 
neration sein. 

Senioren 
UnionPS 

CDU 
Am Dienstag, den 7. Juli findet um 14 

Uhr im Rahmen der Bundesdelegier' 
tenversammlung eine Großveransta'' 
tung mit dem Parteivorsitzenden, 
Bundeskanzler Helmut Kohl, statt 
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Auswechseln der Köpfe - 
kein Wechsel in der Politik 

"er Wechsel im Amt des nordrhein- 
^estfälischen Ministerpräsidenten ist 
nUr einer von mehreren Akten eines un- 
würdigen Politik-Schauspiels, welches 
aie Sozialdemokraten im Bundestags- 
wahl jähr 1998 in Szene setzen. Mit der 
^olosung Raus durch Clement soll der 
yftentlichkeit das Bild einer „neuen 
. "ö" vermittelt werden. 
|?hnlich wie Schröder versucht Clement - 
as wurde auf seiner Parteitagsrede 

gütlich -, die SPD wirtschaftskompetent 
JJ schminken, um sie damit für die 
jähler der Mitte attraktiv zu machen. 

'^öffentlichen Äußerungen führender 
p^ialdemokraten zum Umgang mit der 

ÜS lassen indessen keinen Zweifel daran 
^kommen, daß die SPD bis zum 27. 
, ePtember eine Doppelstrategie verfolgt: 
ler Schröder und Clement als Galionsfi- 

yren einer scheinbar für alle wählbaren 
.0lkspartei, da Lafontaine und Müntefe- 
n8 als Steuerleute einer Volksfront links 
un der Mitte. 
e einen blinken rechts, um zur Mitte 
rückzufinden; die anderen biegen der- 

lei links ab auf einen Weg, den die 
ehrheit in Deutschland gewiß nicht will. 
n dieser sozialdemokratischen Doppel- 

te   .§'e - die man eher als Doppelspiel 
n. lehnen kann - versuchte der desig- 
^er{e Rau-Nachfolgers Clement abzulen- 
Un' 

a's er sich bei seinen Genossinnen 
^Genossen den Freifahrtschein für den 
bahWechsel in der Staatskanzlei abholte. 
^enK-1 War s'c^ Clement für keine Legen- 
i*UchldUng zu schade- Der Zweck heiligte 
Miu ?Uf dem SPD-Sonderparteitag die 

Schalt Clement den Bundeskanzler we- 

gen der aktuellen Lage auf dem Arbeits- 
markt und verschwieg geflissentlich die 
Tatsache, daß vor allem die Erblast von 
40 Jahren Sozialismus in den neuen Län- 
dern entscheidend für den derzeitigen 
Negativ-Posten bei den bundesdeutschen 
Arbeitsplätzen ist. Auch die deutlich spür- 
bare Trendwende auf dem Arbeitsmarkt 
gerade in den westlichen Bundesländern 
paßte nicht in die Clement'sche Argumen- 
tationslinie und wurde deshalb tunlichst 

Aus der Pressekonferenz des 
Vorsitzenden der CDU-Land- 
tagsfraktion, Helmut Linssen, 

am 26. Mai in Düsseldorf 

nicht erwähnt. Was Clement auch ver- 
schwieg, war der unrühmliche Beitrag der 
NRW-SPD zu der bundesweiten Arbeitslo- 
sen-Quote. Schließlich war es der von den 
Sozialdemokraten verschleppte Struktur- 
wandel in Nordrhein-Westfalen, der unser 
Bundesland in eine wirtschaftspolitische 
Schlußlicht-Position brachte. 
Nicht viel anders verhält es sich mit dem 
Clement-Vorwurf der Staatsverschuldung: 
Auch hier sollte der designierte Minister- 
präsident erst einmal den Balken im eige- 
nen Auge sehen, bevor er den Dorn bei der 
Bonner Politik sucht. Während die Bun- 
desregierung in einem beispiellosen Kraft- 
akt - der im Ausland unverhohlene Be- 
wunderung ausgelöst hat - die Sanierung 
der neuen Länder finanziert, leidet NRW 
unter der verantwortungslosen Gießkan- 
nen-Politik der SPD, die sich jahrzehnte- 
lang das Wohlwollen des staunenden Pu- 
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blikums erkaufte - eine SPD-Politik, die 
jetzt Finanzminister Schleußer zum Offen- 
barungseid gezwungen hat. 

Nun aber - so die Worte des Rau-Kron- 
prinzen Clement - soll alles anders wer- 
den: Von einem „notwendigen Erneue- 
rungsprozeß", von der „Sanierung des Un- 
ternehmens NRW" ist da ebenso die Rede 
wie von der „Konzentration auf das We- 
sentliche". Wer so redet, der darf sich 
nicht wundern, wenn an ihn die Frage ge- 
richtet wird: Wo waren Sie in den letzten 
acht Jahren? 

Unterlegener Clement 
Der bisherige Wirtschafts- und Verkehrs- 
minister Clement hat sich in Sachen „Er- 
neuerung" und „Konzentration auf das 
Wesentliche" nicht durchsetzen können, 
als es um 
# die Unterstützung von Existenzgrün- 

dungen mittels Risikokapitalfonds, 

# den Ausbau der Fernstraßen, der Lan- 
desstraßen und der Flughäfen, 

# die Zustimmung zur Steuerreform im 
Bundesrat, 

# den Abbau überflüssiger Bürokratie in 
NRW, 

# die Beschleunigung von Genehmi- 
gungsverfahren 

oder 
# die entschlossene und zügige Durchset- 

zung des ökonomisch und ökologisch 
sinnvollen Abbaus der Braunkohle 
ging- 

Der stellvertretende Landesvorsitzende 
der NRW-SPD hatte die Partei gegen sich, 
als es um ein klares Nein zu Ausbildungs- 
platz-Abgaben ging. 

Der gelegentlich als „Architekt von Rot- 
Grün in NRW" geltende Clement mußte 
klein beigeben, als 
# sein grüner Kabinettskollege Vesper mit 
einem PVC-Erlaß tausende von Arbeits- 

plätzen in der Chemieindustrie ins Gerede 
brachte, 
• die grüne Umweltministerin Höhn zwei 
Millionen Mark für überflüssige Gutach- 
ten zur Verzögerung des Braunkohlen- 
Tagebaus Garzweiler II erhielt, 
• die SPD-Schulministerin Behler allen 
Clement-Klagen zum Trotz ihre rot-grün 
gefärbte Demontage der Schule als Ort 
des Lernens und der Leistung fortsetzen 
durfte. 
Die von vielen als „vorgezogene Regie- 
rungserklärung" bewertete Clement-Rede 
auf dem Sonderparteitag hat erkennen las' 
sen, daß der designierte Rau-Nachfolger 
eine Politik des „Weiter so - aber jetzt m1' 
mir" anstrebt: 
• Clement wird - wie sein Vorgänger ~ 
alle hausgemachten Strukturmängel und 
politischen Probleme in NRW der Bundes' 
regierung anlasten, 
• er wird - genau wie sein Vorgänger " 
auf klare politische Entscheidungen ver- 
zichten, wenn dies dem rot-grünen Koab' 
tionsfrieden und damit dem MachterhaK 
dient, 
• er wird - wie sein Vorgänger - unauS' 
bleibliche Streitereien mit dem Koalition*' 
partner als Paradebeispiel mustergültige1" 
politischer Diskussions-Kultur bezeich- 
nen, 
• er wird - genau wie sein Vorgänger" 
den in NRW herrschenden Zustand pol'11' 
scher Handlungsunfähigkeit als „das, ^ 
wir gemeinsam zuwege gebracht haben 
verkaufen - getreu seinem Motto, in der 
Koalition „offen, fair, aufgaben- und er- 
gebnisorientiert" arbeiten zu wollen. 
Was Nordrhein-Westfalen von der SPD 
unter Führung von Müntefering und C'e' 
ment zu erwarten hat, ist eine neue Scha 
fenster-Dekoration, die von den alten ka' 
denhütern in den Regalen ablenken sou-. 
Das „System Rau" wird jetzt ersetzt duf 

das „System Politbüro", das sich - von 
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Müntefering bereits angedroht - durch die 
Installation eines montäglichen SPD-"Par- 
jeipräsidiums" zur Vorbereitung rot-grüner 
Kabinettssitzungen am Dienstag auszeich- 
nen dürfte. Diese Pläne Münteferings 
sPrechen für sein Mißtrauen in die Lei- 
stungsfähigkeit des Kabinetts Clement, 
dieses Mißtrauen scheint berechtigt, denn 

• Wie soll eine Sanierung des Schulsy- 
stems mit Frau Behler vonstatten gehen, 

• wie soll die Reform an den Hochschu- 
en mit Frau Brunn gelingen, 

wie sollen Kindergärten, Maßregelvoll- 
ug, Landesjugendplan mit einem Mini- 
er Horstmann zukunftsfähig gemacht 
Werden? 

^jt kosmetischen Reparaturen und neuen 
'ürschildern für die Ministerien ist kein 
grundlegender Politikwechsel zu bewerk- 
sleHigen. 

|/er - wie Clement - der Landesregierung 
jjreits länger als die meisten bisherigen 
J^nister angehört und außerdem - wie 
• lernent - bereits auf dem Sonderparteitag 
gliche Schamfrist gegenüber der politi- 
v "en Konkurrenz aufgegeben hat, kann 
°n der Opposition keine „100 Tage" 

Seh, 

% 
°nfrist verlangen. 

So 
,r erwarten von Clement kein „Weiter 
' sondern eine neue Politik. 

N*W braucht 
bessere Rahmenbedingungen für den 
^rbeitsmarkt in NRW, 

grünes Licht für den Ausbau der Ver- 
Kehrswege, 

le Weichenstellung für eine sichere, 
Wettbewerbsfähige und umweltfreundli- 
cne Energieversorgung, 

eine Verschlankung des Staates und 
öUrokratie- Abbau, 

essere Bildungs- und Ausbildungs- 
nancen für unsere Kinder und Jueend- 

"chen. 

• eine solide und seriöse Finanzpolitik in 
NRW, zu der auch eine konsequente 
Privatisierung gehört, 

• Vorrang für Kinder-, Jugend- und Fami- 
lienpolitik, 

• mehr Sicherheit für alle Bürger, 

• die Absage an die von den Grünen ver- 
ordnete Öko-Diktatur und 

• ein klares Ja im Bundesrat zur Steuerre- 
form, die Bürger wie Unternehmen 
spürbar entlastet. 

Mit diesen Forderungen an Clement macht 
die CDU deutlich, für welche Politik sie 
steht: 

• für ein kinder- und familienfreundliches 
Nordrhein-Westfalen, 

• für ein sicheres und bürgerfreundliches 
NRW, 

• für ein mittelstands- und innovations- 
freundliches NRW, 

• für ein leistungsfreundliches NRW. 

Dies ist die Meßlatte, die wir an das neue 
Kabinett anlegen. Die Erfahrungen mit 
drei Jahren Rot-Grün und mehr als 30 Jah- 
ren SPD in der Staatskanzlei lassen indes- 
sen befürchten, daß auch das nächste Ka- 
binett bequem unter dieser Meßlatte hin- 
durchlaufen wird! 

Die Deutsche Post 
verschickt in diesen Tagen bundesweit 
mehr als 21 Millionen Mitteilungen zur 
„Rentenanpassung 1998" an die 
Rentenempfänger. Der Versand wird 
Ende Juni abgeschlossen sein. Die 
veränderten Rentenbeträge werden 
erstmals für Juli 1998 ausgezahlt. 
Die Rentendienstzentren der Deut- 
schen Post leisten die erforderlichen 
Umstellungsarbeiten für die weitaus 
größte Zahl der Renten. Die Post ar- 
beitet dabei mit den Versicherungsträ- 
gern zusammen. 
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Gesetzliche Krankenversicherung 
bleibt auf Stabilitätskurs 

Zur Finanzentwicklung der gesetzlichen 
Krankenversicherung im ersten Quar- 
tal 1998 erklärte Bundesgesundheits- 
minister Horst Seehofer: 
Nach Inkrafttreten der Gesundheitsreform 
Mitte letzten Jahres bleibt die gesetzliche 
Krankenversicherung auch im 1. Quartal 
1998 auf Stabilitätskurs. Damit ist eine 
hochwertige medizinische und pflegeri- 
sche Versorgung unserer Bevölkerung ge- 
währleistet. Gleichzeitig sind die Beitrags- 
sätze stabil, so daß von der gesetzlichen 
Krankenversicherung kein Druck auf die 
Lohnnebenkosten ausgeht. 
In den alten und neuen Ländern blieben 
die Veränderungsraten bei den Leistungs- 
ausgaben unter den Veränderungsraten bei 
den beitragspflichtigen Einnahmen. Insge- 
samt stand einem geringfügigen Grund- 
lohnanstieg von 0,8 v.H. je Mitglied ge- 
genüber dem 1. Quartal 1997 nur ein mi- 
nimaler Zuwachs der Leistungsausgaben 
von 0,1 v.H. gegenüber. In der GKV West 
gab es bei einem Grundlohnzuwachs von 
0,9 v.H. einen Ausgabenanstieg von 0,3 
v.H.; in der GKV Ost bei einem Grund- 
lohnrückgang von -0,1 v.H. einen Ausga- 
benrückgang von -0,8 v.H.. 
Die praktische Stagnation der Leistungs- 
ausgaben zeigt, daß gespart wird. Spar- 
samkeit bleibt für alle Beteiligten im Ge- 
sundheitswesen eine Aufgabe der Zukunft. 
Allerdings gibt es für globale Einsparmaß- 
nahmen ohne Verlust bei der Versorgungs- 
qualität keinen Raum mehr. Diese Poten- 
tiale sind ausgeschöpft. 
Zwar weisen die Krankenkassen im 1. 
Quartal 1998 insgesamt eine leichte Un- 
terdeckung von rd. 580 Mio. DM aus - da- 
von rd. 430 Mio. DM in der GKV West 
und rd. 150 Mio. DM in der GKV Ost. 

Dennoch bestehen alle Voraussetzungen 
dafür, daß es - ähnlich wie im vergange- 
nen Jahr - auch im gesamten Jahr 1998 zu' 
mindest zu einem ausgeglichenen Finan- 
zergebnis kommt. Zum Vergleich: Im 1. 
Quartal 1997 hatte es in der gesetzlichen 
Krankenversicherung noch ein Defizit von 
-2,5 Mrd. DM (West -1,7 Mrd. DM, Ost 
-0,8 Mrd. DM) gegeben. Im gesamten Jahf 

1997 gab es aber einen Überschuß von 1»' 
Mrd. DM (West +1,4 Mrd. DM, Ost -0,3 
Mrd. DM). Mit einem im Jahresverlauf 
zumindest ausgeglichenen Finanzergebms 

muß schon deshalb gerechnet werden, 

Auch 1998 ist mit einem 
ausgeglichenen Finanzergebnis 

zu rechnen. 

weil die Krankenkassen erfahrungsgemäß 
im 2. Halbjahr durch verschiedene Ein- 
malzahlungen deutliche Mehreinnahmen 
erzielen. Wenn die Disziplin aller Beteilig 
ten anhält, könnte es - wie 1997 - in die' 
sem Jahr sogar wieder zu einem Über- 
schuß kommen. 
Ohne die Zuzahlungserhöhungen der G? 
sundheitsreform, die der gesetzlichen 
Krankenversicherung eine jährliche Ent'11 

stung von rd. 5 Mrd. DM bringen, hätte 
das Defizit auch im 1. Quartal 1998 bei 
1,5 bis 2 Mrd. DM gelegen. 
Die Entwicklung des 1. Quartals verdeut- 
licht einmal mehr, daß wir es in der gese^ 
liehen Krankenversicherung mit einem 
Einnahmeproblem zu tun haben. Die gc 
ringfügigen Anstiege bei den beitrags- 
Pflichtigen Einnahmen im Westen und d1^ 
Rückgänge im Osten machen dies deutle 
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Aus der Arbeit der Konrad-Adenauer-Stiftung 

Die Weichen sind gestellt: Schloß 
Eichholz entwickelt sich zum 

Zentrum europapolitischer Bildung 
Programm mit zahlreichen 
Angeboten: 

Zukunftsaufgaben und Reformvorha- 
ben der Europäischen Union stehen 
zunehmend im Mittelpunkt der Arbeit 
im Bildungszentrum Schloß Eich- 
holz. Das soeben erschienene Pro- 
gramm nennt eine Vielzahl an Ziel- 
gruppen, Veranstaltungsthemen und 
-terminen. 

Eine Auswahl: 

für Lehrerinnen und 
Lehrer: 
• Europa - Deutschlands Chance: 
Mit dem EURO sicher ins 21. Jahr- 
hundert 

2.9.-4.9.1998 (VA Nr. 229) 
• Umbau - Vertiefung - Erweiterung: 
Die Europäische Union, ihre Mitglie- 
der und Strukturen im nächsten 
Jahrhundert (mit Begegnungspro- 
gramm in der Euregio Maas-Rhein) 
6-9.-10.9.1998 (VA Nr. 234) 

• Agenda 2000: Wegweiser für die 
Vertiefung und Erweiterung der Eu- 
ropäischen Union 

2.10.-4.10.1998 (VA Nr. 260) 
• Kooperation und Integration - Die 
Einbindung der Staaten Mittel- und 
Osteuropas als Aufgabe der Eu- 
ropäischen Union 

22.11.-25.11.1998 (VA Nr. 313) 

für Journalistinnen und 
Journalisten: 
• Agenda 2000: Wegweiser für die 
Vertiefung und Erweiterung der Eu- 
ropäischen Union (VA-Orte: Lauten- 
bach/Straßburg) 
19.10.-22.10.1998 (VA Nr. 280) 

für Soldaten der 
Bundeswehr: 
• Europa und die USA - Die Zukunft 
der transatlantischen Zusammenar- 
beit 
14.10.-15.10.1998 (VA Nr. 273) 
• Sicherheit in und für Europa - 
Strukturen einer europäischen Si- 
cherheitsarchitektur 
4.-5.11.1998 (Va Nr. 300) 

I 0r dem Hintergrund der bis 1997 aufge- 
rufenen Verschuldung der GKV-Ost von 
bjj. Mrd. DM kann daher Beitragssatzsta- 
, 'tat für die Versicherten in Ostdeutsch- 
te

nd nur durch Finanztransfers aus den al- 
^ ./-ändern gewährleistet werden. Des- 

lb war das GKV-Finanzstärkungsgesetz 
I lWendig. Die Betriebsmittel und Rück- 

ke t
n Von 7'745 Mrd- DM' die die Kran" 

fassen in den alten Ländern Ende 

1997 noch aufzuweisen hatten, reichen 
nach Einschätzung aller Beteiligten aus, 
um die notwendigen Finanztransfers für 
die Versicherten in den neuen Ländern 
ohne Beitragssatzerhöhungen für die Ver- 
sicherten in den alten Ländern zu finan- 
zieren, da die Mindestrücklage der Kran- 
kenkassen in den alten Lndern von knapp 
4 Mrd. DM um ca. 90 % überschritten 
wird. • 
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Eine Arbeitszeitverkürzung würde 
vor allem den Mittelstand treffen 

Zur Forderung von DGB-Chef Schulte 
nach einer weiteren Arbeitszeitverkür- 
zung, erklärte das Mitglied des ge- 
schäftsführenden Bundesvorstandes der 
Mittelstands- und Wirtschaftsvereini- 
gung der CDU/CSU und Vorsitzende 
des Parlamentskreises Mittelstand, 
Hansjürgen Doss: 
Der DGB hat offensichtlich immer noch 
nicht verstanden, daß Arbeitsbewirtschaf- 
tung kein Weg zur Schaffung neuer Ar- 
beitsplätze ist. Das beste Arbeitsplatzbe- 
schaffungsprogramm wäre eine Verlänge- 
rung und Flexibilisierung der Arbeitszeit. 
Deutschland hat ohnehin weltweit die kür- 
zesten Arbeitszeiten und zudem in den 
vergangenen Jahren die Arbeitszeit konti- 
nuierlich verkürzt. Wäre die DGB-These 

richtig, hätte in gleichem Ausmaß die Ar- 
beitslosigkeit sinken müssen. Genau das 
Gegenteil ist aber der Fall. 
Durch eine Verlängerung der Arbeitszeit 
würden unsere Produkte billiger, ohne daß 
die Arbeitnehmer weniger verdienen. Wir 
sind mit der ständigen Forderung nach Ar- 
beitszeitverkürzung auf dem Holzweg. 
Dies zeigt das Beispiel Baubranche. Wenn 
die Bauarbeiter eine Stunde An- und Ab- 
fahrt zu einet Baustelle haben, sind dies 
bei einer 5 Tage Woche 5 Stunden. Folg- 
lich bleiben dem Betrieb heute schon nur 
33 Stunden an reiner Arbeitszeit. Bei einer 
weiteren Verkürzung auf 25 Stunden 
wären dies noch 20 Stunden. 
Die Arbeitszeitverkürzung würde also vor 
allem den Mittelstand treffen. 

Politisch schwach und parteipolitisch einseitig 
Wem zur Bekämpfung der Arbeitslo- 
sigkeit nicht viel mehr einfällt als der 
Weg zur 25-Stunden-Woche, der be- 
weist, daß er das eigentliche Ziel 
schon gar nicht mehr recht vor Augen 
hat. Und er übersieht, daß es in den 
eigenen Reihen viele gibt, die auf be- 
trieblicher Ebene gemeinsam mit den 
Arbeitgebern die Weichen längst in 
andere Richtungen gestellt haben. Es 
hätte dem Kongreß des DGB auch gut 
angestanden, hätte er sich in gleichem 
Maße, wie er sich der Parteipolitik zu- 
wandte, auch den innergewerkschaftli- 
chen Fragen gewidmet. In Düsseldorf 
wurde eine Vermutung bestätigt, die 
sich schon seit geraumer Zeit auf- 
drängt, daß die Gewerkschaften nicht 
wahrnehmen wollen oder können, daß 

das im Jahre 1949 geschaffene Ge- 
werkschaftsmodell einem sich be- 
schleunigenden Erosionsprozeß unter- 
worfen ist. Der Dachverband wird so- 
mit einer stetigen Schwächung unter- 
worfen, und dieser Kongreß hat kaum 

Kommentar 

etwas getan, daß der DGB aus ihm ge- 
stärkt hervorgehen kann. Dabei wäre 
ein starker Dachverband notwendig, 
allein schon wegen des wirtschaftli- 
chen Zusammenwachsens der europäi- 
schen Staaten. Stark aber bleibt nicht, 
wer die Aufgaben der Zukunft nur un- 
entschlossen anpackt und wer sich 
parteipolitisch einseitig ausrichtet. 

Deutschlandfunk vom 13. Juni 
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[ Argumente 
Ausschlaggebend für die Wahlent- 

scheidung am 27. September ist 
j*uch die Frage danach, in welcher 
politik Christen sich und ihre Überzeu- 
9ungen am besten wiederfinden. 
^enn sie und die Gemeinden, in de- 
Jßn sie zu Hause sind, engagieren 
s'ch - dem Verkündigungsauftrag ent- 
sprechend - auf vielen Feldern des 
öffentlichen Lebens: 
% in Schulen, 

* Krankenhäusern, 
* Kindergärten, 
* bei der Betreuung alter und behin- 

derter Menschen, 

* mit Hilfen für Aussiedler, Flüchtlinge 
und Asylsuchende, 

* in der Erwachsenenbildung. 
^'e stehen die politischen Parteien zu 
^en Großorganisationen Kirche, zu 
eren institutionellen, wirtschaftlichen 
nd vor allem denjenigen Interessen, 

die sich aus dem christlichen Auftrag, 
ern kirchlichen Selbstverständnis und 
us den geschichtlichen Bedingungen 

Ur das Verhältnis von Staat und Kir- 
ne in Deutschland ergeben? 

gichtige Kriterien für Antworten auf 
ese Frage: Die Haltung der Parteien 
2u den Verträgen, die Landesregie- 
riJngen mit den Kirchen abgeschlos- 
Sen haben; 

*ur Kirchensteuer und 
2urn Religionsunterricht. 

Das Verhältnis 
der Parteien 

zu den Kirchen 

CDU und CSU 
• bejahen und respektieren die 
Rechtsstellung der Kirchen, wie sie in 
Konkorddaten und Staatskirchenver- 
trägen festgeschrieben ist. Diese Ver- 
träge definieren die Kirchen als Part- 
ner des Staates und sichern die Rech- 
te der Kirchen. 

• CDU und CSU bejahen uneinge- 
schränkt die Finanzierung der Aufga- 
ben der Kirchen mit dem Instrument 
der Kirchensteuer. 

• Sie treten dafür ein, daß der Religi- 
onsunterricht - in Übereinstimmung 
mit den Lehrmeinungen der Kirchen - 
als ordentliches Lehrfach an den 
öffentlichen Schulen erhalten bleibt. 

Die SPD 
• schweigt zu den Themen Staatskir- 
chenverträge und Kirchensteuer. 
• Widersprüchlich ist ihre Position 
zum Religionsunterricht. In den Län- 
der, in denen die SPD für die Schul- 
politik verantwortlich ist, gibt es bei- 
des: Erteilung des Religionsunterrichts 
im Sinne des Grundgesetzes, aber 
auch Abschaffung des Religionsunter- 
richts. 

Seit 1996 ersetzt in Brandenburg das 
Fach „Lebensgestaltung - Ethik - Re- 
ligion" (LER) als Pflichtfach den her- 
kömmlichen Religionsunterricht. 
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Überdurchschnittlich hoher Unter- 
richtsausfall führt in anderen SPD-re- 
gierten Ländern dazu, daß für viele 
Kinder und Jugendliche der Religions- 
unterricht entfällt. 
Um sich der Verpflichtung zu entzie- 
hen, Religionsunterrichts-Stunden, 
wie es Grundgesetz und der schles- 
wig-holsteinische Staatskirchenvertrag 
verlangen, nachzuweisen, hat das 
SPD-Kultusministerium in Kiel kurzer- 
hand die Statistik über den Unter- 
richtsausfall abgeschafft. 

Bündnis 90/ 
Die Grünen 

• wollen die Staatskirchenverträge 
kündigen, 

• die Kirchensteuer schrittweise ab- 
schaffen und 

• den Religionsunterricht durch einen 
religions- und lebenskundlichen Un- 
terricht für alle Kinder ersetzen. 

Ein solcher Unterricht, "der dem kultu- 
rellen Wandel in der Gesellschaft 
Rechnung trägt", wäre gleichbedeu- 
tend mit der Ausdehnung des bran- 
denburgischen Faches LER auf das 
ganze Bundesgebiet. 

In den neuen Ländern 
hat die Haltung der Parteien zu den 
Kirchen besonders weitreichende Fol- 
gen. Bei rückläufigen Kirchensteuer- 
einnahmen wäre mit einer Abschaf- 
fung des Instruments der Kirchensteu- 
er sogar die Weiterbeschäftigung 
kirchlicher Mitarbeiter gefährdet. 
Die Kirchensteuer sichert nicht nur 
kirchliche Arbeitsplätze, sondern auch 
die Erfüllung wichtiger Aufgaben der 
Diakonie und Caritas. 

Zwei Fragen an den Bundesvorsitzenden des 
Evangelischen Arbeitskreises (EAK), 

Bundeslandwirtschaftsminister Jochen Borchert: 
Hat die Säkularisierung nicht längst auch die Union erreicht? 

Jochen Borchert: Auch an der CDU und ihrer Anhängerschaft geht die 
Säkularisierung nicht vorbei, und selbstverständlich liegt in dieser Entwick- 
lung eine Herausforderung für die „C"-Parteien. Eine wirkliche Herausforde- 
rung ist dieser Prozeß aber für unsere Kirchen. Ich frage mich z.B. oft, was 
es für die Zukunft der Kirchen bedeuten wird, daß heute eine Mehrheit der 
Kirchenmitglieder von ihrer Mitgliedschaft keinen Gebrauch macht. 

Die CDU bekennt sich in ihrem „Zukunftsprogramm" für die Bundestags- 
wahl zum christlichen Menschenbild. Gehört dazu für eine Partei in der 
heutigen Zeit nicht sehr viel Mut? 

Jochen Borchert: Nein! Die Orientierung am christlichen Menschenbild ist 
unaufgebbarer Teil des Selbstverständnisses der CDU. Allerdings müssen 
wir heute stärker deutlich machen, was wir darunter verstehen und welche 
Konsequenzen sich daraus für unser Handeln ergeben. 
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